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1. Einleitung 
 

Das gegenständliche Verfahren der Gemeinde Gföhl betrifft die Änderung des Flächenwid-
mungsplans. Die geplanten Änderungsbereiche betreffen sowohl das Bauland als auch das 
Grünland. 

Das Örtliche Raumordnungsprogramm der Stadtgemeinde Gföhl stammt aus dem Jahr 2008. 
Es gilt ein Örtliches Entwicklungskonzept, dessen Festlegungen einer strategischen Umwelt-
prüfung unterzogen und aufsichtsbehördlich genehmigt ist. Bisher wurde das Örtliche Raum-
ordnungsprogramm 2008 10-mal geändert. 

  

1.1. Übersicht der Änderungspunkte 

 

Im gegenständlichen Verfahren werden an 11 Standorten im Gemeindegebiet Änderungen 
beim Flächenwidmungsplan vorgenommen. 

 

Bezeichnung und Beschrei-
bung Änderungspunkt 

Planausschnitt – Änderungsplan 

ÄP 1: Streichung Offen-
landflächen in Moritzreith, 
Rastbach, Garmanns, Neu-
bau 
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ÄP 2: Änderungen im 
Streusiedlungsraum; Gebs 
in Gföhleramt, Lengenfeld-
aeramt, Neubau 
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ÄP 3: Abrundung Wohn-
bauland in Gföhl, Franz 
Fux-Gasse 
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ÄP 4: Widmungsanpas-
sung an Naturstandsver-
messung, Jaidhofer Gasse 

 

ÄP 5: Widmungsänderun-
gen bei Verkehrsflächen in 
Gföhl 
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ÄP 6: Widmungsanpas-
sung Abfallbehandlungsan-
lage in Gföhl 

 
ÄP 7: Widmungsabrundung 
in der Feldgasse (Gföhl) 

 
ÄP 8: innerörtliche Bau-
landabrundung in Gar-
manns 

 



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 7 

ÄP 9: Abrundung Wohn-
bauland in Rastbach 

 

ÄP 10: Änderungen bei 
Grünland-Freihalteflächen 
und Verkehrserschließung 
im Bereich Seeb 27 
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ÄP 11: Widmung einer 
Grünland-Sportanlage in 
Obermeisling 

 

  

 

1.2. Hinweis beschleunigtes Verfahren sowie strategische Umweltprüfung 

Die nunmehr vorliegende 11. Änderung wird als beschleunigtes Verfahren im Sinne des § 25a 
NÖ Raumordnungsgesetz 2014 idgF. durchgeführt. Die Novellierung des NÖ ROG 2014 ist 
mit 01.01.2026 in Kraft getreten und muss als aktuelle Rechtsgrundlage herangezogen wer-
den. Im Zuge der Novellierung wurde unter anderem im § 25 der Abs. 4 neu formuliert: „Vor 
Beginn eines neuen Verfahrens – ausgenommen Verfahren nach § 25a- sind alle offenen Ver-
fahren abzuschließen. Es sind die Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten 
Verfahrens gemäß § 25a zu prüfen und das Ergebnis dieser Prüfung zu Beginn des Genehmi-
gungsverfahrens vorzulegen“. Das beschleunigte Verfahren nach 25a ist mit dieser Novellie-
rung nunmehr zum Regelverfahren geworden. Der Motivenbericht zum Deregulierungsgesetz 
(Seite 62, dritter Absatz) unterstreicht dies: … und gleichzeitig vermehrt das beschleunigte 
Verfahren gemäß § 25a, dies zudem unbeschränkt, nutzen. … Die Gründe für die Anwendung 
des Genehmigungsverfahrens sollen im konkreten Einzelfall zusätzlich dargelegt werden und 
die Akzeptanz des beschleunigten Verfahrens erhöhen.   …. Die Anwendung der beschleunig-
ten Verfahren  … sollen im Idealfall in den meisten Fällen die aufsichtsbehördliche Genehmi-
gung ersetzen“ 

Da alle geplanten Änderungen durch die Inhalte des Örtlichen Entwicklungskonzeptes samt 
Stammverordnung abgedeckt oder derart geringfügig sind, dass eine strategische Umweltprü-
fung nicht erforderlich ist, kommt das beschleunigte Verfahren laut § 25a zur Anwendung. 

Weiters wird festgehalten, dass alle vorangegangenen Verfahren zur Gänze abgeschlossen 
sind. 

 

1.3. Weitere Neuerungen durch das NÖ Deregulierungsgesetz (Novellierung 
NÖ ROG 2014) 

Mit dem NÖ Deregulierungsgesetz 2025 wurde unter anderem das NÖ Raumordnungsgesetz 
2014 novelliert. Die einschlägigen Änderungen sind mit 1. Jänner 2026 in Kraft getreten. Ziel 
des Deregulierungsgesetzes ist es, Verwaltungsverfahren effizienter, rascher und bürgernäher 
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zu gestalten. Der betreffende Gesetzgebungsakt wurde unter der Geschäftszahl Ltg.-798/XX-
2025 eingebracht und am 23. Oktober 2025 vom NÖ Landtag beschlossen. 

Eine wesentliche Änderung betrifft die gesetzlichen Änderungsanlässe für örtliche Raumord-
nungsprogramme. Dabei wird nun stärker zwischen dem Örtlichen Entwicklungskonzept als 
strategischem Planungsinstrument und dem Flächenwidmungsplan als umsetzungsorientier-
tem Instrument der örtlichen Raumplanung differenziert. 

Im gegenständlichen Verfahren werden ausschließlich Änderungen des Flächenwidmungspla-
nes behandelt. Diese stehen im Einklang mit den Zielsetzungen und Inhalten des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes und dienen damit der Konkretisierung der strategischen Entwicklungs-
absichten auf Ebene der Flächenwidmung. 

Nach der neuen Rechtslage darf ein Flächenwidmungsplan unter anderem dann abgeändert 
werden, wenn dies der Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes dient oder wenn 
die Änderung zur Vermeidung erkennbarer Fehlentwicklungen oder Entwicklungsdefizite er-
forderlich ist. Diese Tatbestände sind nun ausdrücklich und eigenständig für Änderungen des 
Flächenwidmungsplanes geregelt. Damit trägt der Landesgesetzgeber dem Umstand Rech-
nung, dass raumordnungsfachliche Anpassungserfordernisse nicht ausschließlich auf Ebene 
der langfristigen strategischen Planung im Örtlichen Entwicklungskonzept entstehen. Vielmehr 
können Fehlentwicklungen oder Entwicklungsdefizite auch auf der konkreten Ebene des Flä-
chenwidmungsplanes erkennbar werden und dort eine zeitnahe planungsrechtliche Bereini-
gung oder Anpassung erforderlich machen. Der Flächenwidmungsplan erhält dadurch eine 
stärkere Funktion als flexibles, umsetzungsbezogenes Planungsinstrument. Während das Ört-
liche Entwicklungskonzept weiterhin die langfristige räumliche Entwicklungsrichtung vorgibt, 
dient der Flächenwidmungsplan der konkreten rechtlichen Umsetzung dieser Zielsetzungen 
und der sachgerechten Reaktion auf erkannte örtliche Entwicklungsbedarfe. 

 

Die gegenständlichen Verfahrensunterlagen zum Änderungsentwurf des Flächenwidmungs-
planes wurden daher auf Grundlage der seit 1. Jänner 2026 geltenden Rechtslage sowie unter 
Berücksichtigung der Erläuterungen zum Antrag betreffend das NÖ Deregulierungsgesetz 
2025, Ltg.-798/XX-2025, ausgearbeitet. 

 

  



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 10 

2. Geplante Verordnung 
 

Stadtgemeinde Gföhl 

Örtliches Raumordnungsprogramm 2008 

11. Änderung-Entwurf 

 

§ 1 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gföhl ändert gemäß § 25a iVm §§ 24, 25 NÖ ROG 2014 
das Örtliches Raumordnungsprogramm ab. 

 

§ 2 

Die Widmung und Nutzung der einzelnen Grundflächen werden so abgeändert bzw. festgelegt, 
wie dies in dem von der Kommunaldialog Raumplanung GmbH, Riefthalgasse 12, 3130 Her-
zogenburg, GZ 25068E, verfassten Plan auf den Planblättern 1, 2, 3, 4, 5 und 7 neu dargestellt 
und im dazugehörigen Erläuterungsbericht begründet ist. Die Plandarstellung ist Bestandteil 
der Verordnung. 

 

§ 3 

Der Gemeinderat stellt fest, dass die Genehmigung nach § 24 Abs. 11 entfallen kann. Das 
Örtliche Entwicklungskonzept 2008 (inkl. Änderungen 2014 und 2024) wurde einer strategi-
schen Umweltprüfung unterzogen. Die im gegenständlichen Verfahren durchgeführten Ände-
rungen dienen der Umsetzung der im Örtlichen Entwicklungskonzept samt Stammverordnung 
definierten Planungsziele. Die Ergebnisse aus diesen Untersuchungen sind noch zutreffend 
und die Änderung sind von vorneherein als geringfügig einzustufen. 

Des Weiteren wird festgestellt, dass 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfügbar-
keit der neunen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind, 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtlichen 
Vorgaben besteht, 

• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen befin-
det, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist, 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland oder 2ha Be-
triebsbauland übersteigt. 

Das Vorliegen dieser Voraussetzungen wurde von der Kommunaldialog Raumplanung GmbH 
bestätigt. 

Eine aufsichtsbehördliche Genehmigung ist daher nicht erforderlich. Die Verordnung tritt nach 
Beschlussfassung durch den Gemeinderat und anschließender Kundmachung mit jenem Tag 
in Kraft, der auf den Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgt. 
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3. Grundlagenforschung nach § 25 Abs 4 
Die Stadtgemeinde Gföhl verfügt über ein Örtliches Raumordnungsprogramm samt Örtlichem 
Entwicklungskonzept 2008. Dafür wurden die Grundlagen umfassend erhoben und dokumen-
tiert. In der Folge wurden bei den bisherigen 10 Änderungsverfahren allgemein die Themen 
Bevölkerungsentwicklung, Baulandentwicklung-reserven-bedarf und naturräumliche Gefähr-
dungen behandelt und aktualisiert. Die letzte Aktualisierung erfolgte im Zuge der 10. Änderung 
im Jahr 2025. 

Aufgrund der Novellierung des NÖ Raumordnungsgesetzes 01.01.2026 sind nun die Unterla-
gen zur Grundlagenforschung bei Änderungsverfahren unabhängig vom Änderungsinhalt alle 
drei Jahre aktualisiert vorzulegen und im Erläuterungsbericht zu beschreiben. Unklar ist, ab 
wann der Landesgesetzgeber den Beginn dieser Dreijahresfirst sieht. Es könnte damit durch-
aus auch gemeint sein, dass die Aktualisierungspflicht beim ersten Verfahren nach der neuen 
Rechtslage durchgeführt werden muss. Der Motivenbericht zum Deregulierungsgesetz gibt 
dazu auch keine Erklärungen. Um diesen Rechtsunsicherheiten vorzubeugen, werden im ge-
genständlichen Verfahren folgende Themen behandelt: 

• Bevölkerungsentwicklung (einschließlich die durch die gegenständliche Änderung indu-
zierte Bevölkerungszunahme) 

• Baulandbedarf (unter Berücksichtigung der Baulandreserven und der beobachteten und 
abschätzbaren Entwicklung im Baubestand) 

• Naturgefahren (insbesondere in Hinblick auf unbebautes Bauland und davon ableitbaren 
Handlungsverpflichtungen) 

 

3.1. Thema Bevölkerungsentwicklung 

 

In der Stadtgemeinde Gföhl leben mit Ende 2025 3.833 Personen (GWR-Daten 2025). Immer-
hin halten sich 762 Nebenwohnsitzer auch zeitweise in der Gemeinde auf. Damit kann von 
4.595 Personen ausgegangen werden, die sich in der Gemeinde aufhalten und die Infrastruk-
turen in Anspruch nehmen bzw. sich am sozialen sowie gesellschaftlichen Leben beteiligen. 

In den letzten 25 Jahren ist trotz mehrmaliger Schwankungen die Bevölkerungszahl tendenzi-
ell angestiegen. In den Jahren 2012 bis 2015 fiel der Wert unter die Marke von 3.700. Der 
deutliche Anstieg der Bevölkerungszahl in den letzten zwei Jahren ist unter anderem darauf 
zurückzuführen, dass die Gemeinde aktiv Flächen für Wohnungsbau geschaffen hat und eine 
breite Palette von Wohnraumangebote zur Verfügung stellt. Wohnungsbau, verdichtete Bau-
formen in zentralen Kleinräumen des Hauptortes und Einfamilienhäuser in Gföhl bilden einen 
Anreiz für Wohnraumsuchende aus der Gemeinde und darüber hinaus. Aktuell sind zahlreiche 
Neubauten im Bereich des Wohnungs- und Reihenhausbaus in Fertigstellung. Ebenso sind 
zahlreiche Einfamilienhäuser vor der Fertigstellung. 

Die gute Ausstattung mit vielfältigen Einrichtungen der Daseinsgrundvorsorge im Gemeinde-
hauptort ist maßgeblich verantwortlich für die Attraktivität Gföhls als Wohn- und Lebensraum. 
Die Erreichbarkeiten von Krems, St. Pölten und Wien sowohl mit dem öffentlichen als auch mit 
dem motorisiertem Individualverkehrsmittel runden das Gesamtangebot zusätzlich ab. Inso-
fern ist der Hauptort durchaus als Zuzugsort zu bezeichnen. Die Nebenortschaften der Groß-
gemeinde haben mehr und mehr die Funktion als Lebensraum für die ortseigene Bevölkerung.   
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Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung seit 2001. 

  

Im Rahmen der gegenständlichen Änderung soll es zur untergeordneten Erweiterung des Bau-
landes in einem erschlossen Kleinraum des Gemeindehauptortes kommen. Es handelt sich 
dabei um eine Fläche mit einem Ausmaß von 2.400m², woraus 3 bis 4 Einfamilienhausparzel-
len entstehen werden. Es kann davon ausgegangen werden, dass 9 bis 15 Personen zukünftig 
in diesem Bereich wohnen werden. Die Bevölkerungszahl wird sich aufgrund dieser geplanten 
Wohnbaulandflächen nicht wesentlich verändern. 
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3.2. Thema Baulandbedarf 

Baulandreserven 

Baulandbilanz 

In der Gemeinde sind 213,40 ha Bauland gewidmet. 

Es bestehen 34,93 ha Baulandreserven in der Gemeinde, was einem Anteil von 16,4% des 
gesamten Baulandes entspricht. 21,75 ha davon sind Baulandreserven im Wohnbauland. 

 

Abbildung 2: Baulandbilanz der Gemeinde Gföhl (Abfrage am 11.05.2026) 
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Bewertete Baulandreserven und Entwicklung im Bestand 

Eine qualitative Analyse des nicht-bebauten gewidmeten Baulands gibt nähere Einblicke in die 
räumliche Aufteilung und Ursachen, aus welchem Grund einzelne Grundstücke noch nicht be-
baut sind. 

Eine Mehrfachkategorisierung ist möglich. Die Baulandbilanz und das nachstehende Anteils-
diagramm umfassen jedoch keine Doppelzählung von Flächen. 

Die bewerteten Baulandreserven kategorisieren sich in folgende Kriterien: 

Zeitnahe Bebauung wahrscheinlich 

• Gemeindeeigentum: Diese Flächen liegen im Eigentum der Gemeinde 

• Baulandbefristung: Flächen, die bis zum Ende der gesetzten Frist nicht bebaut sind 

werden in die angegebene Folgewidmung umgewidmet 

• Projektierung (kurzfristige Realisierung) 

• Vertragsraumordnung: Auf diesen Flächen wurde das Instrument der Vertragsraum-

ordnung angewendet und ein Bauzwang auferlegt 

Zeitnahe Bebauung bedingt wahrscheinlich 

• Aufschließungsabgabe bezahlt 

• Aufschließungszone: Die Bebauung dieser Flächen ist mit einer Bedingung verbun-

den 

• Parzelliert 

Zeitnahe Bebauung unwahrscheinlich 

• Altreserve (Reserve aus Zeit vor Baulandmobilisierung): Altreserven sind nicht ver-

fügbare Flächen im Privateigentum, welche für den familieneigenen Bedarf zurückge-

halten werden und nicht befristet oder durch Verträge gesichert sind 

• Hausgarten oder bebaute Nebenfläche 

• Bewaldet (Rodungsbewilligung erforderlich) 

• Infrastruktur fehlt 

• Parzellierung fehlt: Flächen die aufgrund der Größe, Anordnung oder Struktur der 

Grundstücke erst parzelliert werden müssen, um eine sinnvolle Bebauung zu ermögli-

chen 

• Unbebaubar: Aufgrund von naturräumlichen Gegebenheiten oder Beschaffenheit sind 

diese Flächen nicht bzw. nur schwer bebaubar 

• Unbebaubare Restfläche: geringe Größe, fehlender Anschluss an das öffentliche Gut 

Große Reserven finden sich neben der KG Gföhl (neben Altreserven v.a. Aufschließungs-
zone und Parzelliert) auch in der KG Untermeisling (v.a. Altreserven und Parzellierung fehlt). 
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Abbildung 3: Anteil der bewerteten Baulandreserven nach Baulandkriterien, Bestand 
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Abbildung 4: Bewertete Baulandreserven nach Baulandkriterien und beobachtete Entwicklung im Baubestand seit 

2016, Bestand 

 

Beobachtete Entwicklung im Baubestand (Bauliche Bestandsaufnahme) 

Bauperioden des Baulandes 

Genauere Informationen zur beobachteten Entwicklung im Bauland in den letzten zehn Jahren 
sind den Karten im Kapitel der „Bewerteten Baulandreserven“ zu entnehmen. 

 



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 25 

  

 



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 26 

 

 



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 27 

 

 



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 28 

 

Abbildung 5: Bauperioden des Baulandes 
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Leerstand 

Im gesamten Gemeindegebiet bestehen 1.612 Wohngebäude, wobei sich 39 davon aktuell in 
einem offenen Bauvorhaben befinden. 

11,7% der Wohngebäude der Gemeinde (185 Wohngebäude), welche sich nicht in einem 
offenen Bauvorhaben befinden, hatten zum Zeitpunkt der Erhebung keinen Haupt- oder 
Nebenwohnstz gemeldet und gelten somit als Leerstand. (vgl. GWR-Daten 04.2026) 

 GWR-Daten 

12.2022 

GWR-Daten 

04.2026 

Relative Veränderung 

in % 

Gesamt 4.574 4.595 +0,5 

HWS 3.792 3.833 +1,1 

NWS 782 762 -2,6 

Anzahl an Gebäuden 2.570 2.712 +5,5 

Anzahl an Wohngebäuden 1.589 1.611 +1,4 

… mit offenem Bauvorhaben 56 35 -37,5 

… ohne offenem Bauvorhaben 1.533 1.576 +2,8 

nur HWS 901 937 +4,0 

nur NWS 107 117 +9,3 

HWS und NWS 340 337 -0,9 

 Leerstand 185 185 0,0 

Tabelle 1: Vergleich der GWR-Daten (vgl. GWR-Daten 04.2024; GWR-Daten 04.2026 lt. 15. Änderung) 

Definition und Anmerkung: Wohngebäude umfassen die Gebäudeeigenschaft (lt. EU-Gebäudeklassifikation) „Ge-
bäude mit einer Wohnung“, „Gebäude mit zwei oder mehr Wohnungen“ sowie „Wohngebäude für Gemeinschaften“. 
Als Leerstand gelten Wohngebäude, die sich nicht in einem offenen Bauvorhaben befinden und weder einen Haupt-
wohnsitz (HWS) noch einen Nebenwohnsitz (NWS) aufweisen. 

 

Der Großteil der Wohngebäude (151 Gebäude), die bereits im Dezember 2022 als Leerstand 
galten, zählen auch im April 2026 weiterhin als Leerstand. 
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Abbildung 6: Neubauten und Leerstände der Gemeinde (lt. GWR-Daten) 
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Nachverdichtung 

Nachverdichtung im Siedlungsgebiet beschreibt Maßnahmen zur effizienteren Nutzung bereits 
bestehender Siedlungsflächen, ohne neue Flächen zu verbrauchen. Ziel ist es, dem 
Flächenverbrauch entgegenzuwirken, die Infrastruktur besser auszunutzen und kompakte, 
lebenswerte Orte zu schaffen. 

Es gibt mehrere Arten, Nachverdichtung zu erreichen: 

• Aufstockung bestehender Gebäude 

• Umnutzung von nicht genutzten Gebäuden (bspw. landwirtschaftliche Gebäude) 

• Ersatzbauten mit höherer Dichte 

• Neubauten in Baulücken 

Eine Analyse der Geschoßflächenzahl gibt Aufschluss über die bestehende 
Bebbauungsdichte. 

Zusammenfassend gibt es Verdichtungsmöglichkeiten auf rein privater Ebene und das nur in 
untergeordnetem Ausmaß, welche aus öffentlichem Interesse zwar interessant, jedoch nicht 
als planungsrelevant bezeichnet werden können.  

Die Möglichkeiten der Nachverdichtung sind im Wechselspiel mit Klimawandelanpassung und 
Erhaltung der Durchlüftung und Vorbeugung von Hitzeinseln zu sehen – bei einer starken 
Nachverdichtung können diese Effekte vermindert werden. 
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Abbildung 7: Geschossflächenzahl (GFZ) 

 

Abschätzbare Entwicklungen im Baubestand 

Bei dem identifizierten Nachverdichtungspotential ist, von einer langfristigen Verfügbarkeit 
auszugehen, welche in ihrem Ausmaß nicht abgeschätzt werden kann. 

Der Leerstand hat sich trotz der Bemühungen der Gemeinde nicht signifikant verändert. Es 
wird nicht davon ausgegangen, dass Leerstand in einem wesentlichen Ausmaß mobilisiert 
wird. 

Die beobachtete Entwicklung der Baulandreserven hat gezeigt, dass in den letzten 10 Jahren 
Reserven bebaut worden sind. Davon vor allem durch Baulandverträge bzw. befristetem Bau-
land gesicherte Grundstücke, aber auch Altreserven. 

Kurzfristig verfügbare Reserven sind in der Gemeinde fast vollständig erschöpft. Eine verein-
zelte Bebauung von Altreserven kann angenommen werden, insgesamt ist jedoch von einer 
wesentlich kleineren Reduzierung der Baulandreserven auszugehen. 

 

Conclusio 

Aus einer rein datenbasierten Betrachtung ergibt sich für die Stadtgemeinde Gföhl derzeit kein 
unmittelbarer Bedarf an der Ausweisung zusätzlichen Baulandes. Die bestehenden Bauland-
reserven, die festgestellten Leerstände sowie grundsätzlich vorhandene Möglichkeiten der 
Nachverdichtung zeigen rechnerisch zwar ein Potenzial innerhalb des gewidmeten Bestandes 
auf. Zugleich wird jedoch deutlich, dass diese Potenziale nur in sehr eingeschränktem Ausmaß 
tatsächlich mobilisierbar sind. Ein wesentlicher Anteil der Baulandreserven entfällt auf langfris-
tig gebundene Altreserven im Privateigentum. Auch der Leerstand hat sich trotz der Bemühun-
gen der Gemeinde nicht signifikant verändert, sodass von keiner kurzfristig wirksamen Aktivie-
rung in relevantem Ausmaß auszugehen ist. Nachverdichtungspotenziale bestehen überwie-
gend auf privater Ebene und sind sowohl hinsichtlich ihrer Verfügbarkeit als auch hinsichtlich 
ihrer tatsächlichen Umsetzbarkeit nicht ausreichend abschätzbar. Die Einflussmöglichkeiten 
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der Gemeinde auf unbebaute Baulandflächen, leerstehende Wohnobjekte und bauliche Ent-
wicklungen im Bestand sind daher äußerst gering; wirksame zusätzliche Instrumente werden 
den Gemeinden seitens des Landesgesetzgebers dafür derzeit nicht in ausreichendem Maß 
zur Verfügung gestellt. 

Die gegenständliche Änderung dient vor diesem Hintergrund nicht der Schaffung neuer Sied-
lungsräume. Sie verfolgt vielmehr überwiegend Maßnahmen zur Bestandsabsicherung beste-
hender Nutzungen sowie lediglich untergeordnet kleinräumige Baulandabrundungen in bereits 
erschlossenen und technisch ausgestatteten Siedlungsabschnitten. Eine maßgebliche zusätz-
liche Bevölkerungsentwicklung oder strukturelle Ausweitung des Siedlungsraumes ist daraus 
nicht abzuleiten. 

 

3.3. Thema Naturgefahren 

(insbesondere in Hinblick auf unbebautes Bauland und davon ableitbaren Handlungsverpflich-
tungen) 

Allogemein ist anzumerken, dass bei den bisherigen Änderungsverfahren Gefährdungspoten-
tiale aus  

• Gefahrenhinweiskarte Sturzprozesse 

• Gefahrenhinweiskarte Rutschprozesse 

• Gefahrenzonenplan gelbe und rote Gefahrenzonen 

• HQ 100-Überflutungsbereiche 

• Hinweisbereiche Rutsch-/Sturzgefährdung 

• Gefahrenhinweiskarte Hangwasser 

behandelt und erläutert wurden. Für das Gemeindegebiet der Stadtgemeinde treffen alle diese 
Hinweiskarten Aussagen. Konkretisiert wurden die Gefährdungspotentiale bei den jeweiligen 
Änderungspunkten. 

 

Aufgrund der Änderungen durch das Deregulierungsgesetz sind die Gemeinden nunmehr ver-
pflichtet die Naturgefahren in Hinblick auf unbebautes Bauland gesondert herauszuarbeiten 
und erforderlichenfalls Handlungsverpflichtungen für konkrete Maßnahmen dokumentieren. 
Die Stadtgemeinde hat für jene Bereiche, für die eine Gefährdung aus dem Gefahrenzonen-
plan und auch im NÖ Atlas publizierten Hochwasserabflussstudie ableitbar ist, eine Bausperre 
erlassen. 
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Abbildung 8: unbebautes Bauland – Altgföhl 

 

Abbildung 9: unbebautes Bauland – Untermeisling 
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Abbildung 10: unbebautes Bauland – Obermeisling 

 

Weiters muss die Thematik der Naturgefahren aufgrund der jüngsten gängigen Beurteilungs-
praxis der Aufsichtsbehörde nunmehr umfassender betrachtet werden. 

Nach § 15 Abs. 7 NÖ ROG 2014 gilt: 

Zusammenhängende und unbebaute Flächen entlang von Fließgewässern, die von einem 30-
jährlichen Hochwasser überflutet werden oder für die in Gefahrenzonenplanungen rote Zonen 
ausgewiesen sind, sind als Grünland-Freihaltefläche-Retentionsfläche zu widmen. Die Auf-
sichtsbehörde weist laufend darauf hin, dass Gemeinden in diesen Fällen entsprechend § 15 
Abs. 7 und § 25 Abs. 4 handeln müssen. 

Das Ziel, Gefährdungen durch Hochwasser bei Widmungen zu berücksichtigen, ist selbstver-
ständlich vorrangig zu behandeln. Es gibt dabei aber durchaus Unklarheiten, welche Daten-
grundlagen für diese Rückwidmungen geeignet und bindend sind. Diese offenen Fragestellun-
gen werden aktuell mit den zuständigen Organen (Wasserrechtsbehörde) abgestimmt, um im 
Anschluss daran mit validen Unterlagen in ein Verfahren gehen zu können, das auch für die 
jeweils von der Rückwidmung betroffenen Grundeigentümer:innen nachvollziehbar und trans-
parent erkennbar ist.  

Es handelt sich dabei um die Bereiche im südlichen Gemeindegebiet entlang der Großen 
Krems, Abbildung 11, (digitale Datenübermittlung aus GeoShop HQ 30 Zonen) und die roten 
Zonen aus dem Gefahrenzonenplan der Wildbach und Lawinenverbauung, Abbildung 12, Ab-
bildung 13, Abbildung 14 und Abbildung 15. 



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 40 

 

Abbildung 11: Ausschnitt aus dem aktuellen Flächenwidmungsplan überlagert mit den GeoShopDaten "HQ 30" (in 

rot-vollflächig) 

 

 

Abbildung 12: Ausschnitt aktueller Flächenwidmungsplan im Bereich Seeb, Litsch und Wurfenthalgraben überlagert 

mit der roten Gefahrenzone (rot vollflächig) 
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Abbildung 13: Ausschnitt aktueller Flächenwidmungsplan im Bereich Garmanns, Altgföhl überlagert mit der roten 

Gefahrenzone (rot vollflächig) 
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Abbildung 14: Ausschnitt aktueller Flächenwidmungsplan im Bereich 

Reittern, Großotten, Grottendorf überlagert mit der roten 

Gefahrenzone (rot vollflächig) 

 

Abbildung 15: Ausschnitt aktueller 

Flächenwidmungsplan im Bereich 

Gföhleramt, Hohenstein überlagert mit der 

roten Gefahrenzone (rot vollflächig) 
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4. Beschreibung der geplanten Änderungen 
 

Besonderes Augenmerk liegt bei diesem Verfahren auf der Vermeidung bzw. Reduktion aktuell 
beobachtbarer Fehlentwicklungen sowie auf der Behebung erkennbarer bestehender und 
möglicher Entwicklungsdefizite. Die gegenständlichen Änderungen zielen darauf ab, abseh-
bare negative Folgen soweit zu vermindern, wie dies durch ein steuerndes Eingreifen der Ge-
meinde im Rahmen der örtlichen Raumordnung möglich ist. Entscheidend ist in diesem Zu-
sammenhang die Auseinandersetzung mit den jeweiligen Raumfunktionen sowie deren lang-
fristige Sicherung. Die vorgesehenen Festlegungen sollen dazu beitragen, bestehende Nut-
zungen geordnet weiterzuentwickeln, künftige Nutzungskonflikte zu vermeiden und die räum-
liche Entwicklung der Gemeinde Gföhl im Sinne einer zeitgemäßen und zukunftsfähigen Nut-
zung zu lenken. 

 

4.1. ÄP 1 - Streichung sogenannter “Offenlandflächen” 

 

Einleitung und Ausgangssituation: 

Im Zuge der Ausarbeitung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes samt Örtlichem 
Entwicklungskonzept in den Jahren 2004 bis 2008 (Rechtskraft) wurden im gesamten 
Gemeindegebiet so genannte “Offenlandflächen” festgelegt. Der landesgesetzlichen 
Grundlage folgend waren und sind bei der Festlegung -für offene und unbewaldete 
Landschaftsteile- folgende Aspekte entscheidend: 

• Agrarstruktur 

• Fremdenverkehr 

• Siedlungsstrukturen  

• Orts- und Landschaftsbild. 

Bereits im Zuge der 6. Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes im Jahr 2017 
wurde die Thematik der Detailabgrenzung der Offenlandflächen und die Auswirkungen auf die 
Eigentumsrechte sowie die speziellen agrarbetrieblichen Anforderungen eingegangen. 

Das Örtliche Entwicklungskonzept und die Stammverordnung legen für die Kulturlandschaft 
folgende Zielsetzungen fest: 

 

LANDSCHAFT/OFFENLAND 

……………………………………….. 

 

Steuerung von Veränderungen der Wald-Grünland-Dynamik 

Gezielte Steuerung der Wald-Zunahme v. a. in den neuralgischen Waldzuwachs-Zonen, damit 
dort keine Grünlandflächen in Wald umgewandelt werden. Dieser Schutz vor Verwaldung be-
trifft nicht nur das Landschaftsbild, sondern auch die ökologische Vielfalt und die wirtschaftli-
che Nutzbarkeit der betroffenen Teilräume. 

 

…………… 
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Detaillierte Ziele für die einzelnen Landschaftsräume 

Die Ausweisung der Offenlandflächen ermöglicht eine gezielte Bündelung von konkreten Maß-
nahmen für die sehr unterschiedlichen Teilbereiche der Landschaft im Gföhler Gemeindege-
biet, die ausgehend von den Siedlungsgebieten folgendermaßen zusammengefasst werden 
können: 

Landschaftsraum Ämter-allgemein 

Die noch vorhandenen historischen Bau-/Hof-Siedlungs-Flurformen in den so genannten „Äm-
tern“ sollen als ganz eigenständige Kulturlandschaft mit den inselförmigen Lichtungen inmitten 
ausgedehnter Waldgebiete geschützt und erhalten werden, v.a. auch Aufwertung der Flur-/Kul-
turdenkmäler, sowie restriktive Offenhaltung der Siedlungs-Schlagflächen.  

 

Landschaftsraum Gföhleramt Süd 

Schutz und Erhaltung der eigenständigen Kulturlandschaft des „Amtes“ mit restriktiver Offen-
haltung der Siedlungs-Schlagflächen. 

 

Landschaftsraum Gföhl Stadtgebiet und Umgebung 

Strukturierung des Siedlungsrandes, der innerörtlichen Stadtentwicklung durch gezielte ge-
stalterische Maßnahmen, die nicht nur Wohnumfeld aufbessern, mit Wegen vernetzen, klare 
Orientierungsmöglichkeiten und räumliche Lesbarkeit schaffen, sondern auch multifunktionell 
Bodenschutz und Gewässer-Revitalisierung kombinieren. Entlang der B37 sollten entspre-
chende Begleitstrukturen zur räumlichen Gliederung und Abschirmung gegenüber dem Sied-
lungsgebiet geschaffen werden. 

 

Landschaftsraum Gföhler Hochfläche 

Die Vielfalt der unterschiedlichen Siedlungsformen soll in ihrer Typologie möglichst erhalten 
bleiben unter Berücksichtigung der räumlichen Einbindung in der Landschaft und der innerört-
lichen Frei-/Grünraumstrukturen. Entlang der B37 sollten entsprechende Begleitstrukturen zur 
räumlichen Gliederung und Abschirmung gegenüber dem Siedlungsgebiet geschaffen werden. 

 

Landschaftsraum Gföhler Hochfläche Südabfall 

Die geschlossenen Siedlungsformen sollen in ihrer Typologie möglichst erhalten bleiben, unter 
Berücksichtigung und Revitalisierung des vorhandenen kleinteiligen Landschaftsumfeldes, 
wobei hier dem Druck der Verwaldung entgegengewirkt werden muss. Entlang Wurfenthalgra-
ben und Litschgraben sollten die ehemaligen offenen Talböden wieder freier gestellt werden.  

 

Landschaftsraum Kremstal-Durchbruch 

Schutz und Erhaltung der naturräumlichen Besonderheiten des Durchbruchstales der Krems, 
sowie jener daran angepassten historischen Kulturgüter. Gezielte Freihaltung und Offenhal-
tung des Talbodens als durchgehende Gefahrenzone, gleichzeitig Schutz der hier liegenden 
naturräumlichen Qualitäten. 
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Auf Basis dieser Zielsetzungen kam es ursprünglich (2008) zur parzellenbezogenen Auswei-
sung von so genannten Offenlandflächen im Flächenwidmungsplan, wofür folgende Grund-
überlegungen und Entscheidungsgrundlagen herangezogen wurden: 

Die Ausweisung der Offenlandflächen beruht auf den Ergebnissen der ergänzenden natur-
räumlichen Grundlagenforschung und den daraus abgeleiteten landschaftskonzeptionellen 
Zielen des Entwicklungskonzeptes. Das öffentliche Interesse an ihrer Erhaltung als solche aus 
Gründen der Agrarstruktur, des Fremdenverkehrs, der Naherholung, der Siedlungsstrukturen 
sowie des Orts- und Landschaftsbildes (§ 19 Abs. 8 NÖ ROG 1976) ergibt sich unmittelbar 
aus § 1 des oben angeführten Raumordnungsprogramms, das als übergeordnete Planungs-
richtlinie anzuwenden ist. 

Ergänzend dazu wird zu den im Grundlagenbericht angeführten Primärkriterien in Zusammen-
schau mit den gesetzlichen Zielen ausgeführt: 

Agrarstruktur: regional beste Böden sind zu erhalten; Wald in zusammenhängenden landwirt-
schaftlichen Fluren hätte negative Auswirkungen auf Nachbarn, die die bestehende Nutzung 
beibehalten wollen; 

Fremdenverkehr, Naherholung: Schutz vor Naturgefahren;  

Siedlungsstrukturen: offene Bereiche um die Siedlungen verbessern das Wohnklima, weil 
durch heranrückenden Wald ein Gefühl der Beklemmung entsteht; offene Bereiche schützen 
die Siedlungen vor Naturgefahren; 

 

Der mit der Festlegung „Offenlandfläche“ verbundene Eingriff in die Eigentumsrechte vor allem 
der Landwirte war zum Zeitpunkt der Festlegung in dieser Form in Gföhl neuartig. Es war daher 
damals auch noch nicht mit Sicherheit abschätzbar, ob durch die Festlegung die angestrebten 
Planungsziele auch tatsächlich verwirklicht werden können. Der Gemeinderat fasste damals 
ins Auge die Festlegungen nach einem gewissen Zeitraum zu überprüfen und Reaktionen der 
Bewirtschafter zu sammeln, so dass nach einigen Jahren eingeschätzt werden kann, ob die 
durch die Festlegung „Offenlandfläche“ angestrebten Entwicklungsziele erreicht werden konn-
ten. 

Es ist aber auch durchgehend als Ergebnis festzuhalten, dass die Grundidee und die Zielset-
zung der „Freihaltung von Landschaftsteilen von Wald“ seit dem Jahr 2010 (2008) von den 
Beteiligten als positiv und gelungen gewertet werden. Wirtschafts-, Lebens- und Wohnstruktu-
ren sind unter anderem auch durch diese Planungsmaßnahme in der Stadtgemeinde erhalten 
geblieben. Die Planungsmaßnahme hat neben anderen Maßnahmen dazu beigetragen, zu 
verhindern, dass bestimmte Vorhaben negative Auswirkungen auf die Agrar-, Lebens-, Wohn 
und Wirtschaftsstruktur verursachen. 

 

In den zwei vergangenen Jahrzehnten hat sich die Agrarstruktur nicht nur in Gföhl verändert. 
Waren es laut damaligen Angaben der Ortsvorsteher 220 Agrarbetriebe von denen ca. 2/3 
maßgebliche Viehhaltung betrieben sind es heute laut Schätzung der Bezirksbauernkammer 
insgesamt 120 Betriebe, 55 davon mit Viehhaltung.  

In diesem Zeitabschnitt ist es bei vielen Betrieben zu einer Betriebsübergabe gekommen. Die 
Viehwirtschaft wurde teilweise eingestellt, die Betriebsführer gehen auch einer nicht landwirt-
schaftlichen Tätigkeit nach. Die effizient bewirtschaftbaren Flächen werden von bestehenden 
Betrieben gepachtet/übernommen. Die anderen werden von den Eigentümern aus Liebhaberei 
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mehr oder weniger gemäht und gepflegt oder natürlich bzw. bewusst bestockt. Insbesondere 
die Änderungen im NÖ Kulturflächenschutzgesetz 2007 (LGBl 6145-1), nämlich dass das Aus-
pflanzen von Kurzumtriebsflächen/Energiewald und Christbaumkulturen auf Flächen innerhalb 
der Zusatzfestlegung „Offenlandfläche“ nicht ermöglicht, schränkt manche landwirtschaftliche 
Tätigkeit ernsthaft ein. Kurzumtriebsflächen/Energiewald und Christbaumkulturen sind ernst-
hafte landwirtschaftliche Produktionsstandbeine und grundsätzlich auch landschaftsbildver-
träglich. Problematisch werden diese Kulturen nur dann, wenn sie nicht innerhalb der vorge-
schriebenen Fristen geholzt und dem entsprechenden Nutzungszweck unterzogen werden. 

Über die Jahre haben Grundeigentümer und Bewirtschafter von so genannten Offenlandflä-
chen zur Thematik insbesondere zu möglichen Problemen mit der Festlegung, der persönli-
chen Bewirtschaftung und der mittelfristigen Zielsetzungen der Betriebe Stellungnahmen bei 
der Gemeinde abgegeben. Dies ist Anlass dafür, dass im gegenständlichen Verfahren in man-
chen Bereichen die Zusatzfestlegung Offenlandfläche gestrichen wird. Auf Grundlage von Lo-
kalaugenscheinen und innerhalb der Bewirtschaftungsnachbarschaft abgestimmten Gesprä-
chen werden Flächen und Bereiche von der unbedingten Freihaltung durch die Widmungsfest-
legung entbunden. 

Grundsätzlich soll die Aufforstung im Gemeindegebiet weiterhin in Grenzen gehalten werden. 
Gleichzeitig werden land- und forstwirtschaftliche Flächen sichergestellt. 

Die Möglichkeiten auf Grünland mit dem Zusatz Offenlandflächen sind jedoch begrenzt. Mehr 
Befugnisse stehen den Eigentümern für „normales“ Grünland – Land- und Forstwirtschaft zu. 
Wenn also nicht zwangsweise Bedingungen für Offenlandflächen erfüllt werden müssen, ist 
eine herkömmliche Widmung Grünland-Land-und-Forstwirtschaft vorzuziehen. Dies ermög-
licht eine erweiterte Bewirtschaftung dieser Flächen. 

Nunmehr werden die Festlegungen zu den Offenlandflächen ein weiteres Mal überarbeitet und 
dort an den aktuellen Stand der neuen Befliegung angepasst, wo die Grundeigentümer die 
Gemeinde darauf aufmerksam gemacht hat.  

 

Räumlicher Bezug 

• KG Moritzreith; Gst. 1143/2, 1144/1, 1144/2, 1242, 1142 

• KG Rastbach: Gst. 135, 136/1, 177 

• KG Garnanns: Gst. 540, 474/1, 469, 470, 473/1, 473/2 

• KG Neubau: Gst. 4/3, 4/2 

 

Widmungsänderung 

• Rechtskräftige Widmung: Grünland-Land- und Forstwirtschaft – Offenland 

• Geplante Widmung nach der Änderung: Grünland-Land- und Forstwirtschaft 

• Gesamtausmaß 22.470m² (2,2ha) 

 

Motivation und Interessabwägung 

Die geplanten Änderungen sind a priori als geringfügig einzustufen. 

Durch die Zusatzfestlegung „Offenlandfläche“ ist die Kultivierung von Grünland- sowie land- 
und forstwirtschaftlichen Flächen aufgrund der damit verbundenen Einschränkungen nur ein-
geschränkt möglich. Um die betroffenen Grundeigentümer:innen unter Berücksichtigung der 
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konkreten naturräumlichen Gegebenheiten sowie der bestehenden Nachbarschafts- und Nut-
zungsverhältnisse nicht unverhältnismäßig in ihrer Eigentumsfreiheit zu beschränken, wird die 
Zusatzfestlegung „Offenlandfläche“ in einzelnen Teilbereichen aufgehoben. 

Die strategische Zielsetzung der Gemeinde, den waldfreien Kulturlandschaftsraum langfristig 
zu sichern, wird dadurch nicht beeinträchtigt. Auch nach Durchführung des gegenständlichen 
Änderungsverfahrens verbleiben im Gemeindegebiet weiterhin rund 3.700 ha als „Offenland-
fläche“ festgelegt. Die Streichung der Zusatzfestlegung betrifft lediglich rund 2,2 ha Grünland-
flächen und ist damit im Verhältnis zum gesamten Offenlandbestand von untergeordneter Be-
deutung. Der Waldanteil und der Agrarflächenanteil halten sich in der Gemeinde Gföhl derzeit 
mit jeweils rund 46,3 % nahezu die Waage. Absolut betrachtet umfasst das Gemeindegebiet 
rund 3.740 ha Agrarflächen sowie rund 3.739 ha Waldflächen. Die Änderung führt daher weder 
zu einer maßgeblichen Verschiebung der Flächenbilanz noch zu einer Schwächung der über-
geordneten Zielsetzungen des Örtlichen Raumordnungsprogramms. 

 

Die nachfolgenden Abbildungen zeigen, dass es sich bei den betroffenen Flächen um Bereiche 
handelt, die bereits deutlich verbuscht bzw. bestockt sind oder an drei Seiten unmittelbar von 
Wald umgeben werden. In diesen Fällen ist das Ziel der Offenhaltung bzw. dauerhaften Siche-
rung agrarischer Nutzflächen nur eingeschränkt bzw. nicht realistisch erreichbar. Aufgrund der 
geringen Flächengröße ist zudem keine wahrnehmbare Veränderung des Landschaftsbildes 
im Gesamtraum zu erwarten. 

Darüber hinaus liegen die Änderungsbereiche weder an Wander- oder Freizeitwegen noch in 
unmittelbarer Nähe zu Siedlungsräumen. Eine Beeinträchtigung der Wohn- und Lebensquali-
tät der Bevölkerung sowie der Erholungs- und Erlebnisqualität des Freiraumes ist daher nicht 
zu erwarten. 

  

Abbildung 16: Ausschnitt aus dem Plan "Darstellung der Änderungen 

hinterlegt mit dem Orthophoto 

 

Die gezeigten Änderungsbereiche zeigen 

KG Garnanns: Gst. 540, 474/1, 469, 470, 473/1, 473/2. 

Die gegenständlichen Flächen stellen Waldeinschluss-
flächen mit vergleichsweise geringer Bodenwertigkeit 
und kleinteiligem Bewirtschaftungszuschnitt dar. Auf-
grund ihrer spezifischen Lage sind die Flächen weder 
aus übergeordneten Sichtbeziehungen wahrnehmbar 
noch prägen sie als offene Landschaftsteile den überört-
lichen Landschaftsraum. 

Bei der Streichung der Zusatzfestlegung wurde insbe-
sondere darauf geachtet, zusammenhängende Raum-
einheiten mit vergleichbaren Bewirtschaftungsbedin-
gungen zu schaffen und keine kleinräumig zerschnitte-
nen Produktionsabschnitte mit unterschiedlichen Nut-
zungsqualitäten zu erhalten. 

Eine unmittelbare Nähe zu Siedlungsbereichen oder zu 
Wander- und Freizeitwegen besteht nicht. Auswirkungen auf die Wohn- und Lebensqualität 
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der Bevölkerung sowie auf die Erholungs- und Erlebnisqualität des Freiraumes sind daher 
nicht zu erwarten. 

Abbildung 17: Ausschnitt aus dem Plan 

"Darstellung der Änderungen hinterlegt mit dem 

Orthophoto 

 

Die gezeigten Änderungsbereiche um-
fassen die 

• KG Moritzreith; Gst. 1143/2, 
1144/1, 1144/2, 1242, 1142 

• KG Rastbach: Gst. 135, 136/1, 177 

• KG Neubau: Gst. 4/3, 4/2 

 

Es handelt sich um Waldeinschlussflä-
chen entlang von Fließgewässern, die 
bereits einen sehr hohen Bestockungs-
grad aufweisen. Aufgrund der standörtli-
chen Rahmenbedingungen, insbeson-
dere der erhöhten Bodenfeuchte und 
Schattenlage, ist von einer vergleichs-
weise geringen Bodenwertigkeit auszu-
gehen. Die betroffenen Flächen weisen 
zudem einen sehr schmalen Zuschnitt 
auf und sind daher für eine eigenstän-
dige landwirtschaftliche Bewirtschaftung 
nur eingeschränkt geeignet. 

Durch die Streichung der Zusatzfestle-
gung „Offenlandfläche“ sind aufgrund 
der bestehenden Waldnähe keine nega-
tiven Auswirkungen auf die Produktivität 
angrenzender Agrarflächen zu erwarten. 
Die angrenzenden Waldflächen bewir-
ken darüber hinaus, dass der Bereich 

großräumig kaum einsehbar ist und keine wesentliche Wirkung auf das Landschaftsbild ent-
faltet. 

Das benachbarte Wohngebäude Nr. 233 ist durch den Bachlauf räumlich von der Änderungs-
fläche getrennt. Eine Beeinträchtigung der Wohnqualität ist nicht zu erwarten, da die Beson-
nung aus südlicher und westlicher Richtung weiterhin uneingeschränkt gegeben bleibt. 
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Artenschutz 

Ad KG Garmanns: Gst. 540, 474/1, 469, 470, 473/1, 473/2: Die Flächen stellen Waldlichtungen 
dar, die überwiegend von Nadelwaldbeständen sowie Mischwäldern und vereinzelten Laubge-
hölzstreifen umgeben sind. Es besteht keine Überschneidung mit Natura 2000 Schutzgebieten 
oder einem Landschaftsschutzgebiet. Im Zuge der Begehung am 4. Mai 2026 wurden Arten 
wie Spitzwegerich [Plantago lanceolata], Löwenzahn [Taraxacum spec.], Ampfer [Rumex 
spec.] und verschiedenste Gräser bestimmt. In Randbereichen treten außerdem Arten wie 
Brennnessel [Urtica] und Acker-Stiefmütterchen [Viola arvensis] auf. Darüber hinaus konnte 
mehrfach der Kleine Perlmutterfalter [Issoria lathonia] beobachtet werden, siehe Abbildung 18. 
Diese Art besiedelt vorwiegend schüttere Offenlandflächen, Acker- und Waldränder sowie 
warme Böschungen. Der Kleine Perlmutterfalter gilt derzeit als nicht gefährdet, regional sind 
jedoch deutliche Bestandsrückgänge festzustellen. Als mögliche Ursachen gelten insbeson-
dere die Intensivierung der Landwirtschaft, der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln sowie der 
Verlust extensiv genutzter und strukturreicher Offenlandflächen. 

 

Durch die Streichung des Zusatzes „Offenland“ entsteht kein Aufforstungsgebot für den Eigen-
tümer, es eröffnet allerdings mehr Möglichkeiten für die Land- und Forstwirtschaftliche Bewirt-
schaftung. Betrachtet man umliegende Offenlandflächen inmitten von oder direkt angrenzend 
von Wäldern, kann man ähnliche Pflanzengesellschaften und Zusammensetzungen beobach-
ten und somit liegen ähnliche Lebensräume in der Umgebung vor. Im Fall einer Aufforstung 
bzw. Kulturumwandlung sind Bewilligungen der zuständigen Behörden notwendig. Zusam-
menfassend bedeutet nun die Streichung des Zusatzes „Offenland“ keine damit verbundenen 
erheblichen Auswirkungen auf Natur und Artenschutz. 

Ad KG Moritzreith; Gst. 1143/2, 1144/1, 1144/2, 1242, 1142 KG Rastbach: Gst. 135, 136/1, 
177 KG Neubau: Gst. 4/3, 4/2: Die Parzellen liegen direkt an oder umgeben von Waldflächen 
sowie entlang eines Fließgewässers. Es liegt keine Überschneidung mit Natura 2000 
Schutzgebieten oder Landschaftsschutzgebieten vor. Vereinzelte Teilflächen weisen bereits 
einen hohen Bestockungsgrad auf. Bei der Fläche direkt am benachbarten Wohngebäude 
handelt es sich um eine offenliegende Grünfläche, zurzeit als Anbaufläche genutzt. Bei der 
Begehung konnten in den nördlich gelegenen Flächen entlang des Baches die Stimmen des 
Zaunkönig [Troglodytes troglodytes] sowie der Mönchsgrasmücke [Sylvia atricapilla] bestimmt 
werden, für ihr Auftreten spricht auch das umliegende dichte Unterholz und die teilweise feuch-
ten Bereiche. Außerdem konnte entlang der südlichen Fläche im Feldrain ein Tagpfauenauge 
[Aglais io] beobachtet werden, diese Tagfalter benötigen offene Waldlandschaften, Wiesen, 
Felder oder auch Gärten mit strukturreichen Zusammensetzungen, vor allem Brennnessel sind 

Abbildung 18: Aufnahmen des Kleinen Permutfalters während der Erhebungen (eigene Aufnahmen, 2026) 
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essentiell für ihr Überleben, er wird zurzeit allerdings als nicht gefährdet eingestuft. Es gilt 
erneut, dass eine Streichung des Widmungszusatzes „Offenland“ kein Aufforstungsgebot für 
den Eigentümer bedeutet und somit nicht automatisch Lebensräume der offenen Grünflächen 
verloren gehen. Im Fall einer Aufforstung bzw. Kulturumwandlung sind Bewilligungen der zu-
ständigen Behörden notwendig. Es wird von keinen erheblichen Auswirkungen auf Natur und 
Artenschutz ausgegangen. 

Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten. 

 

Die Festlegung der Widmung leitet sich aus der bereits bestehenden und behördlich aner-
kannten Nutzung der gegenständlichen Flächen ab. Die Widmungsänderung liegt daher im 
besonderen öffentlichen Interesse, da sie eine Anpassung an die tatsächlichen örtlichen Ge-
gebenheiten sowie an die fachbehördliche Beurteilung darstellt. Die bestehende Nutzung 
wurde von der zuständigen übergeordneten Behörde, der Forstbehörde, anerkannt. Mit der 
gegenständlichen Änderung folgt die Gemeinde somit dem fachlichen Planungswillen der 
übergeordneten Behörde. Eine eigenständige Veranlassung oder Beauftragung einer Rodung 
der betroffenen Flächen durch die Gemeinde ist weder vorgesehen noch liegt sie in ihrem 
Zuständigkeitsbereich. 

 

Änderungsanlass 

Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 

Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes 

Z 4 … wegen eines rechtswirksamen Raumordnungsprogrammes des Landes oder anderer 
rechtswirksamer überörtlicher Planungen: Entscheidung der Forstbehörde das Entstehen von 
Forstflächen den Vorrang gegenüber der Festlegung der Gemeinde als Offenlandfläche zu 
geben 

 

Zusammenfassung 

Die geplante Widmung geht einher mit den Veränderungen in der Agrar- und Wirtschaftsstruk-
tur im ländlichen Raum. Sie entspricht den Grundsätzen und Festlegungen des Örtlichen Ent-
wicklungskonzeptes und der Stammverordnung.  

Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 

Die geplanten Widmungsänderung lassen keine erheblichen Auswirkungen auf den 
Artenschutz erwarten.  

 

Kriterien § 25a 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfüg-

barkeit der neuen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtli-

chen Vorgaben besteht 

• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen 
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befindet, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland und 2ha Be-

triebsgebiet übersteigt 

 

4.2. ÄP 2 - Änderungen im Streusiedlungsraum-Streulagenstandorte 

 

Einleitung und Ausgangssituation 

Der Siedlungsraum der Stadtgemeinde Gföhl ist unter anderem geprägt von drei großen Streu-
siedlungsbereichen Gföhleramt, Mittelbergeramt und Lengenfelderamt. Widmungsgrundlage 
dieser Abschnitte ist Grünland-Land- und Forstwirtschaft. Die historisch gewachsenen Ge-
bäude- und Hofeinheiten im Grünland sind einerseits noch immer agrarische Betriebe in der 
Widmungsart Grünland-Land- und Forstwirtschaft oder Wohnobjekte als Nachfolgenutzung 
ehemaliger Agrarbetriebe mit der Widmungsfestlegung erhaltenswerte Gebäude im Grünland. 

In Summe gibt es in der Gemeinde 312 Gebäude mit Wohnnutzung außerhalb des Baulandes. 
In diesen Objekten wohnen laut aktuellen GWR-Daten 688 (von 4.595) Personen, das sind 
immerhin 15% der Gesamtbevölkerung. 

Die Nutzung der Gebäude im Grünland ist stark verbunden mit den Veränderungen in der 
Agrarstruktur der Gemeinden. Bei der Einstellung landwirtschaftlicher Tätigkeiten im Grünland 
ergibt sich für den Verordnungsgeber die Fragestellung nach dem weiteren Fortbestand des 
Objektes und der Aufrechterhaltung der Wohnnutzung ohne agrarische Tätigkeit. 

In der Stammverordnung zum Örtlichen Entwicklungskonzept ist als Funktion für die „Ämter“ : 
agrarisch wirtschaften und solitär wohnen 

Im Entwicklungskonzept ist folgendes festgehalten: 
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Weiters wurden auch für Gebäude im Nahbereich der zusammenhängenden Ortschaft spezi-
elle Zielsetzungen formuliert: 

 

Im Sinne dieser Bestimmungen sind mittlerweile 194 Gebäude als so genannte erhaltenswerte 
Gebäude im Grünland gewidmet. Bei diesen Standorten ist die agrarische Tätigkeit entweder 
zur Gänze eingestellt oder eine andere Nutzung ist deutlich in den Vordergrund getreten. 

Mit dem nunmehrigen Änderungsverfahren folgt die Gemeinde den bisherigen Umsetzungs-
schritten und strebt die Widmung von 8 weiteren Objekten an.  

 

Räumlicher Bezug 

• KG Gföhleramt: Gst. 346 

• KG Lengenfelderamt: Gst. 53/8, 53/4 

• KG Neubau: Gst. 9/2 
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Abbildung 19: räumliche Lage der geplanten Gebs (rote Punkte) im Gemeindegebiet (grün aktuelle Forstflächen) 

 

Widmungsänderung 

• Rechtskräftige Widmungen: Grünland-Hofstelle 

• Geplante Widmung nach der Änderung: Grünland-Land- und Forstwirtschaft und 8 er-
haltenswerte Gebäude im Grünland 

 

Motivation und Interessensabwägung 

Die geplanten Änderungen sind a priori als geringfügig einzustufen. 

Die in den Abbildungen Abbildung 20 bis Abbildung 22 dargestellten Gebäude werden im Sinne 
des NÖ ROG § 20 Ans. 4 und entsprechend den Zielsetzungen des Örtlichen Entwicklungs-
konzeptes und der Stammverordnung als „erhaltenswerte Gebäude im Grünland gewidmet.  

Diese Widmungen sind gebäudebezogene Festlegungen und sichern den Gebäudebestand 
mit den zum Zeitpunkt der Widmung bestehenden Nutzung ab. Die Widmungsänderung be-
zieht sich einerseits auf die Fläche, da es sich um Umwidmungen von Grünland-Hofstelle in 
Grünland-Land- und Forstwirtschaft-Offenlandfläche handelt, andererseits auf das darauf bau-
behördliche genehmigte Gebäude, das in seiner Grundnutzungsstruktur erhalten bleiben soll. 
Dabei wird die Zielsetzung verfolgt, dass jene Objekte, die über eine Baubewilligung für Wohn-
zwecke verfügen auch zukünftig als Wohngebäude nutzbar sind. Jene Gebäude ohne baube-
willigte Wohnnutzung mit einem Flächenausmaß über 100m² und einer Gebäudehöhe von 
mehr als 3m sollen ebenfalls eine Bestandssicherung erhalten. Der Zusatz ohne Wohnen leitet 
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sich direkt aus der bisherigen Nutzungsform (oftmals agrarische Wirtschaftsgebäude) und den 
Baubewilligungen ab. 

Durch das Wohnen in den bestehenden Hofstandorten wird unter anderem auch sichergestellt, 
dass die prägende Kulturlandschaft weiterhin erhalten bleibt, eine Gebäudeleerstand vermie-
den wird und möglicherweise einer Abwanderung der dort geborenen Nachfolgegeneration 
verhindert wird. 

Bei allen im Folgenden dargestellten geplanten erhaltenswerten Gebäuden im Grünland sind 
im Anhang befindliche Datenblätter erstellt, die die gesetzlich vorgeschriebenen Widmungsvo-
raussetzungen dokumentieren: 

• Baubehördlich bewilligtes Hauptgebäude 

• Keine wesentliche Bestands- oder Nutzungsgefährdung durch Naturgefahren 

• Keine wesentliche Beeinträchtigung des Ortsbildes 

• Gewährleistung der für den Verwendungszweck erforderlichen Verkehrserschließung 

 

Abbildung 20: Darstellung der geplanten Änderungen in 

Lengenfelderamt 

Der ehemalige agrarische Betrieb besteht aus zwei 
Wohngebäuden und einem Wirtschaftsgebäude. Die 
Einstellung des landwirtschaftlichen Tätigkeit ist bereits 
erfolgt.  

Die Gebäude gehören zu den prägenden Elemente der 
typischen Kulturlandschaft der Waldviertler Ämter. 

Es sind keine Hinweise in den allgemein verfügbaren 
Daten des Landes und Bundes erkennbar, aus denen 
eine naturräumliche Gefährdung des bebauten 
Standortes abzuleiten ist. 

Die Erschließung erfolgt durch die Landesstraße 7029 sowie über eine Gemeindestraße. 

Abbildung 21: Darstellung der geplanten 

Änderungen in Gföhleramt 

 

Die agrarische Tätigkeit an diesem 
Standort wird laut persönlichem 
Schreiben der Eigentümerin 
schrittweise reduziert und 
möglicherweise zeitnah eingestellt. 
Der agrarische Betrieb besteht aus 
zwei Wohngebäuden und einem 
zwei Wirtschaftsgebäuden. 
Aufgrund der großen 
Bestandskubaturen ist eine nicht 
agrarische Nachnutzung durch der 
Eigentümerfamilie insbesondere 
der Jungfamilien geplant.   

Die Gebäude gehören zu den prägenden Elementen der typischen Kulturlandschaft der 
Waldviertler Ämter. 
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Es sind keine Hinweise in den allgemein verfügbaren Daten des Landes und Bundes 
erkennbar, aus denen eine naturräumliche Gefährdung des bebauten Standortes abzuleiten 
ist. 

Die Erschließung erfolgt über eine Gemeindestraße. 

 

Abbildung 22: Darstellung der Änderungen   in Neubau 

 

Im Zuge der Umstrukturierungen bei den 
Einrichtungen der Elektrizitätsversorgung hat das 
Objekt seine Funktion als Trafostation verloren. 

 

 

 

 

 

Besondere Prüfung der Widmungsvoraussetzungen. 

- Hauptgebäude: 
Die Fotos belegen, dass das Bauwerk von Menschen (normal) betreten werden kann und dazu 
dient, Menschen Tiere oder Sachen zu schützen. Daher gilt es als Gebäude. Das Gebäude 
hat zwar eine Grundrissfläche von unter 100m² und – aufgrund seiner speziellen Verwendung 
– oberirdisch nur ein Geschoß aber es ist von seiner Art (Funktion) nicht dem 
Verwendungszweck eines Hauptgebäudes untergeordnet. Ein Trafostation hat eine 
eigenständige Funktion im Siedlungsraum. Das Gebäude gilt daher als Hauptgebäude. 
 

- Baubewilligung: 

Das Gebäude verfügt über eine sg. “Elektrizitätsrechtliche Grundsatzbewilligung” aus dem 
Jahr 1955, es ist im Flächenwidmungsplan 1970 (!) eingezeichnet, daraus kann abgeleitet 
werden, dass es nach 1955 und vor 1970 errichtet wurde. Im angeführten Grundsatzbescheid 
des Amtes der NÖ Landesregierung ist ausdrücklich angemerkt, dass für die Gebäude um 
Baubewilligung anzusuchen ist. Die Versorgungsleitung für die Siedlungen in diesem Bereich 
wurde gemeindeübergreifend geplant, bewilligt und errichtet. Es ist davon auszugehen, dass 
die Leitung als gemeindeübergreifendes Bauprojekt von der dann zuständigen BH auch  
baubehördlich bewilligt wurde. 

Das Bauwerk gilt als bewilligtes Hauptgebäude und ist daher grundsätzlich geb-fähig. Die 
Nähe zu den typischen historisch gewachsenen Fischteichen in Neubau ermöglicht die 
geplante Nachnutzung als Lagerraum für Gerätschaften, die zur Bewirtschaftung der Teiche 
erforderlich sind. Aufgrund der Nutzungshistorie wird eine einschränkende Festlegung 
getroffen: das Gebäude darf keine Wohnnutzung erhalten werden. Aufgrund der geltenden 
Rechtslage sind kaum relevante Erweiterungen des Geb möglich. 

Keine wesentliche Änderung des IST-Zustandes und somit keine erheblichen Auswirkungen 
auf Natur- und Artenschutz zu erwarten. Durch die  
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Abbildung 23: Ausschnitt aus dem Orthophoto 

überlagert mit dem Hangwasserfließweg aus der 

Gefahrenhinweiskarte und der flächigen 

Darstellung der Änderung 

 

Aus der Gefahrenhinweiskarte des 
Landes ist ablesbar, dass im Nahbereich 
des Gebäudes ein Hangwasserfließweg 
aus einem Einzugsbereich von 1ha bis 10 
liegt. Widmungsmäßig wurde auf den 
Hinweis reagiert und im Bereich dieser 

möglichen Gefährdung eine Zone als Grünland-Freihaltefläche-Retention festgelegt. Die 
Abgrenzung erfolgte entlang eines 5m-Puffers nördlich entlang des Fließweges. Mit dieser 
Festlegung wird klargestellt, dass eine Erweiterung des Gebs nur im Norden und im Westen 
des Bestands erfolgen darf.  

Ansonsten sind keine Hinweise in den allgemein verfügbaren Daten des Landes und Bundes 
erkennbar, aus denen eine naturräumliche Gefährdung des bebauten Standortes abzuleiten 
ist.  

Aufgrund der umgebenden Nutzungen und der im Norden liegenden bebauten 
Wohnbaulandflächen ist das Objekt Bestandteil des Ortsraumes. Die Erschließung erfolgt über 
eine Gemeindestraße. 

 

Änderungsanlass 

Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 

Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes 

Z 7 … wenn diese Änderung der Umwidmung von Grünland-Land- und Forstwirtschaft in eine 
der folgenden Widmungsarten dient: Bauland-Sondergebiet, Grünland-Land- und forstwirt-
schaftliche Hofstelle, Grünland-Schutzhaus, erhaltenswerte Gebäude im Grünland, Grünland-
Materialgewinnungsstätte, Grünland-Gärtnerei, Grünland-Campingplätze, Grünland-Abfallbe-
handlungsanlage, Grünland-Aushubdeponie, Grünland-Lagerplätze, Grünland-Wasserfläche, 
Grünland-Windkraftanlagen, Grünland-Kellergasse oder Grünland-Photovoltaikanlagen. 

 

Zusammenfassung 

Die geplante Widmung geht einher mit den Veränderungen in der Agrar- und Wirtschaftsstruk-
tur im ländlichen Raum. Die Festlegung der Widmungen ergibt sich aus der historischen 
Entwicklung und der Bestandsnutzungen. Es werden damit die Zielsetzungen des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes und der Stammverordnung umgesetzt. 

Die Widmungen lassen keine erheblichen Auswirkungen auf den Artenschutz erwarten. 

Es kommt zu keiner Erhöhung der Baulandreserven sondern vielmehr zu einer Vermeidung 
von Leerstand von Wohngebäuden. 

Rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter werden durch die Umwidmung nicht beeinträchtigt. 
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Kriterien § 25a 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfüg-

barkeit der neuen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtli-

chen Vorgaben besteht 

• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen be-

findet, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland und 2ha Be-

triebsgebiet übersteigt 

 

4.3. ÄP 3 - Abrundung des Wohnbaulandes in Gföhl, Franz Fux-Gasse 

 

Einleitung und Ausgangssituation 

Seit der Erlassung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes 2008 der Gemeindehauptort der 
Stadtgemeinde als Hauptsiedlungsraum. Dies drückt sich einerseits dadurch aus, dass in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten im direkten Umkreis des Stadtzentrums Wohnungsbauten und 
verdichtete Wohnbauformen von genossenschaftlichen Bauträgern entstanden sind. Durch 
diese Bautätigkeiten sind große zusammenhängende Wohnbaulandreserven im Zentrum 
bebaut worden. Andererseits wurden von einer Gemeindeliegenschaftsinstitution 
entsprechende Grundstücke angekauft, die im Örtlichen Entwicklungskonzept für eine 
Siedlungserweiterung vorgesehen sind. Es kam laufend zu bedarfsgerechten Wohnbauland-
widmung mit Hauptzweck der jungen Gföhler Generation Raum für Einfamilienwohnhäuser zur 
Verfügung zu stellen. 

Im Örtlichen Entwicklungskonzept heißt es: “Der Hauptort der Stadtgemeinde Gföhl ist im 
südlichen Waldviertel der erweiterungs- und entwicklungsfähige Zentrumsstandort, der 
attraktive Standortangebote für die Region zur Verfügung stellt.“ 
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Abbildung 24: Ausschnitt aus Entwicklungskonzept. Schwarz eingekreist: gegenständlicher Änderungsbereich. 

 

Dem ÖEK zufolge wurde ein Konzept für die Entwicklung dieses Stadtteils ausgearbeitet. Hier-
bei wurde einerseits auf fußläufige Verbindungen und Erschließungsstraßen, andererseits auf 
den bestehenden Graben Rücksicht genommen. Dieser ist naturräumlich interessant und soll 
erhalten und gestaltet werden. Der Nahbereich zum Ortskern sowie die intentierten Fußwege 
entsprechen dem Grundsatz der „Stadt der kurzen Wege“, womit kurze Strecken auch zu 
Fuß/mit dem Rad zurückgelegt werden können. 
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Abbildung 25: Ausschnitt aus dem Plan zur Stadtteilentwicklung. 

 

Der dargestellte Graben ist eine natürliche Siedlungsbegrenzung. Der Graben soll auch durch 
umschließende Freiflächen von Bebauung freigehalten werden und als verbindendes Element 
zwischen den Siedlungsräume bespielbar gemacht werden. 

 

Seit dem Jahr 2019/2020 wurden keine großflächigen Neuwidmung von Wohnbauland 
vorgenommen. Die Baulandflächen aus der 7. Änderung des ÖROPs 2019/2020 sind 
überwiegend bebaut oder es wurde bereits mit der Bebauung der Parzellen begonnen. Bei 
weiteren zwei Grundstücken wurden bisher Baubewilligungen erteilt, mit dem Bau wurde noch 
nicht begonnen. Es wurden bereits alle Grundstücke verkauft. Die jeweiligen neuen 
Eigentümer befinden sich in der Planungsphase.  

Mit der nunmehrigen geplanten Änderung wird die Siedlungsentwicklung entsprechend dem 
ÖEK und der vergangenen konkreten Widmungen geringfügig fortgesetzt. 

 

Räumlicher Bezug 

KG Gföhl: Gst. 703/17 

 

Widmungsänderung 

• Rechtskräftige Widmung: Grünland-Freihaltefläche-Siedlungsentwicklung (Gfrei-S) 

• Geplante Widmung: Bauland-Wohngebiet mit Bebauungsfrist 



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 60 

• Gesamtausmaß 2.400m² 

 

Motivation und Interessensabwägung 

Die geplante Widmungsabrundung schließt an die Siedlungsachse der letzten Jahre an. Das 
Entwicklungskonzept sieht diese Fläche für diesen Zweck vor. Der Flächenwidmungsplan mit 
der bisherigen Widmung Grünland-Freihaltefläche-Siedlungsentwicklung hat die 
Festlegungen des Entwicklungskonzeptes bereits konkretisiert. Nach Erschöpfung der 
bestehenden Baulandreserven am Standort wird in einem relativ geringem Ausmaß die 
Wohnbaulandwidmung fortgesetzt. 

§ 25 Abs. 4 Zi 3. NÖ ROG – Entfall Strategische Umweltprüfung 

Das Flächenausmaß der Abrundung beträgt ca. 2.400m² 

➔ das Flächenausmaß der Erweiterung beträgt maximal 1 Hektar 

Am Standort und im Umgebungsbereich ist kein Landschaftsschutzgebiet, 
Europaschutzgebiet, Natur-denkmal oder Nationalpark vorhanden. 

➔ die Fläche liegt außerhalb naturschutzrechtlich festgelegter Gebiete (Landschafts-
schutzgebiet, Europaschutzgebiet, Naturdenkmal, Nationalpark) 

Es handelt sich um eine Mähwiese mit drei oder mehr Nutzungen laut Inspire Agrar Atlas. Es 
besteht keine Überlagerung mit Wald. 

In Gföhl bestehen Böden mit Bodenklimazahlen von 1 bis 54. Im Zuge der Festlegung von 
Zone für mögliche PV-Anlagen-Standorte wurde berechnet, dass als geringwertige Flächen 
jene mit einer BKZ unter 26,5 gelten. Gegenständlicher Änderungsbereich weist eine BKZ von 
27 auf, liegt damit knapp über diesem Wert. Die Zahl zeigt aber auch, dass es sich hier nicht 
um hochwertiges Acker- und oder Grünland handelt.  

➔ hochwertige landwirtschaftliche Böden sowie bestockte Flächen (Wald, Lebensräume) 
werden nicht in Anspruch genommen 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm Raum Krems sind für die Gemeinde erhaltenswerte 
Landschaftsräume festgelegt. Gegenständlicher Änderungsbereich weist keine Überlagerung 
auf. Im sektoralen Raumordnungsprogramm für Windkraft sind keine Zonen in Gföhl 
festgelegt. Im sektoralen Raumordnungsprogramm über Photovoltaikanlagen im Grünland 
sind keine Zonen in Gföhl festgelegt. 

➔ die Fläche liegt außerhalb raumordnungsrechtlich festgelegter Gebiete (erhaltenswer-
ter Landschaftsteil, agrarischer Schwerpunktraum, Zonen für Windkraft- oder Photo-
voltaikanlagen) 

Es sind keine bestehenden, geplanten oder raumordnungsrechtlich zulässigen Störungsquel-
len innerhalb eines Abstandes von 300 m des Änderungsbereiches vorhanden.  

➔ zwischen Wohnbauland, Sondergebiet mit Schutzbedarf oder Widmungen für Erho-
lungseinrichtungen einerseits und bestehenden, geplanten oder raumordnungsrecht-
lich zulässigen Störungsquellen andererseits wird ein Abstand von zumindest 300 m 
eingehalten. 

Die Voraussetzungen nach § 25 Abs. 4 Zi 3. NÖ ROG werden erfüllt, wonach eine Strategi-
sche Umweltprüfung entfallen kann. 
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Abbildung 26: Darstellung der 

geplanten Änderungen, Gföhl Franz 

Fux-Gasse 

 

Die geplante Widmungsab-
rundung liegt im Anschluss an 
die in der jüngeren Ver-
gangenheit gewidmeten und 
bebauten Gföhler Einfamilien-
hausbereiche. Damit wird 
schrittweise ein Zusammen-
schluss der Siedlungsachsen 
zwischen der Kremser Straße 

und der Langenloiser Straße hergestellt. Die gegenständliche Wohnbaulandwidmung ist ein 
weitere Schritt des konzipierten Stadtentwicklungskonzeptes, für das bereits im Jahr 2008 die 
Weichen gelegt wurden und bis zum Jahr 2019 (7. Änderung) auch Maßnahmen für die 
infrastrukturelle Versorgung inklusive Maßnahmen zur Bewerkstelligung der 
Oberflächenwässer umgesetzt wurden. Es besteht somit ein öffentliches Interesse im Ab-
schluss daran an der Schaffung von verfügbarem Siedlungsraum, womit auch eine Innenver-
dichtung des Ortsraumes durch zentrumsnahen Wohnraum geschaffen wird.  

Das Straßennetz ist bereits vorhanden. Die Gemeinde folgte hiebei Parzellierungsüberlegun-
gen der letzten Jahre, bei denen sowohl aus wirtschaftliche, als auch aus ökologische Ge-
sichtspunkte Berücksichtigung fanden. Die Verträglichkeit in der Anzahl an neuen Parzellen 
und der zu erwartenden Bebauung mit der Umgebung muss gewahrt sein. Die Parzellengröße 
wird in einem Ausmaß von 700 bis 800m² sein.  Die Entscheidung für Einfamilienhäuser langt 
daher, dass im Hauptort an verschiedenen Standorten bereits Geschoßwohnbauten errichtet 
wurden. 

Der Eigentümer des Grundstücks ist die Gföhler Liegenschaftsverwaltung, welche zu einem 
bedeutenden Anteil die Gemeinde angehört. Der Verkauf an Interessenten und eine baldige 
Bebauung sind dadurch erhöht. Das Instrument der befristete Baulandwidmung wird zusätzlich 
angewendet. 

Die Raum- und Umweltverträglichkeit der geplanten Widmungsmaßnahme wird durch 
die Inhalte der untenstehenden Tabelle nachgewiesen. 

Raumordnungsfachli-
che Kriterien 

Beschreibung, Begründung 

Verbindliche Ziele (ROG, 
ÖEK) 

NÖ ROG 2014 § 1 Abs 2 Z 1c Ordnung der einzelnen Nutzun-
gen in der Art, dass sie jenen Standorten zugeordnet werden, 
die dafür die besten Eignungen besitzen 
Festlegung als Siedlungserweiterung im Örtlichen Entwicklungs-
konzept (ÖEK) bereits langfristig geplant: Die geplante Widmung 
setzt einen kleinräumigen Teil davon um, der eine Abrundung an 
bestehenden Infrastrukturen darstellt 

Überörtliche Planungs-
festlegungen 

keine planerische Zielsetzung im Regionalen Raumordnungs-
programm (RegROP) Bereich Krems → kein Widerspruch 
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Geordnete Entwicklung 
anderer Gemeinden 

Durch die räumliche Lage keine erheblichen Auswirkungen auf 
andere Gemeinden zu erwarten 

Änderungsanlass, raum-
ordnungsfachliche Be-
gründung 

NÖ ROG 2014 § 25 Abs 1a Z 1  … Verwirklichung der Ziele des 
Entwicklungskonzeptes: Erweiterungsflächen für Wohnbauland; 
Kurzfristig kein Bauland in Gföhl verfügbar – ökonomisch und 
ökologisch sparsame Widmung, da Infrastruktur besteht 

Öffentliches Interesse Förderung kompakter Siedlungsräume, sparsamer Umgang mit 
Grund und Boden;  

Standortwahl, Varianten-
vergleich 

Anschluss an bestehendes Siedlungsgebiet 

Geschlossene Sied-
lungsentwicklung 

Schritt zum Zusammenschluss bereits bestehender Siedlung, 
Abrundung des Siedlungsbereichs – unterstützt die geschlos-
sene Siedlungsentwicklung und einer beidseitigen Bebauung 
vorhandener Infrastrukturen 

Berücksichtigung Sied-
lungsstrukturen 

Geringfügige Erweiterung und Abrundung bestehender Sied-
lungsstrukturen 

Sicherung anderer Stan-
dorteignungen  

Randbereich bereits bestehender Siedlung, landwirtschaftliche 
Eignung aufgrund der Lage in Wohnraumnähe nur bedingt ge-
geben; betriebliche oder andere Nutzungen aufgrund der Umge-
bungsnutzung eher ein Störfaktor; Erholungsnutzung im An-
schluss daran im Stadtentwicklungskonzept entlang des Gra-
bens vorgesehen 

Nutzungskonflikte, Ab-
schirmung 

Keine Nutzungskonflikte mit umliegenden Widmungen zu erwar-
ten - Wohnen 

Soziale Infrastruktur, Da-
seinsvorsorge 

Relativ betrachtetet innerörtliche Lage bzw. Randbereich des 
Gemeindehauptortes -> kompakte Siedlungsentwicklung 

Sozialverträglichkeit innerörtliche Lage bzw. Randbereich bebaute Ortschaft -> kom-
pakte Siedlungsentwicklung - siehe Kapitel 3.1 Bevölkerungs-
entwicklung – induzierte Bevölkerungszunahme 

Bodenpolitik  

Bedarf (Baulandreser-
ven, Innenverdichtung) 

innerörtliche Lage bzw. Randbereich bebaute Ortschaft -> kom-
pakte Siedlungsentwicklung; 
es sind keine verfügbaren Wohnbaulandflächen oder verfügbare 
Leerstandsgebäude vorhanden; Wohnbauland wurde zuletzt im 
Jahr 2019 gewidmet, dieses ist bereits vollständig bebaut oder 
wird gerade bebaut; 
geplante Neuwidmung dient der bedarfsgerechten Verdichtung 
des Siedlungsraumes 

Verfügbarkeit, Mobilisie-
rung 

Absicherung Bebauung durch Befristetes Bauland, Frist für Bau-
beginn: 5 Jahre ab Tag der Beschlussfassung im Gemeinderat 

Flächen-/bodensparend innerörtliche Lage bzw. Randbereich bebaute Ortschaft -> kom-
pakte Siedlungsentwicklung, Absicherung durch Baulandbefris-
tung 

Landwirtschaftliche Pro-
duktionsflächen, zusam-
menhängende Flur 

innerörtliche Lage bzw. Randbereich bebaute Ortschaft -> kom-
pakte Siedlungsentwicklung; geringwertiges Grünland/Ackerland 

Technische 
Voraussetzungen 

 

Hochwasser, Wildbach, 
Lawinen 

Keine Lage im Hochwassergefährdungsbereich, Wildbach oder 
Lawinenzone 
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Sturz-/Rutschprozesse Keine Überlagerung mit Geogenen Gefahrenhinweiskarten 
Rutsch- und Sturzprozesse  

Hangwasser Keine Überlagerung mit Hangwasserfließweg  
 

Grundwasser Kein Hinweis bekannt → keine negativen Auswirkungen zu er-
warten; trockener Boden laut ebod 

Nutzungsgeschichte Keine Hinweise auf Altlasten oder andere Einschränkungen  

Schatten- oder Feucht-
lage 

Keine Schatten- oder Feuchtlage 
 

Wasserver- und Abwas-
serentsorgung 

Wasserver- und Abwasserentsorgung vorhanden 

Verkehrsaspekte  

Erschließung Über die bereits bestehenden Infrastrukturen gegeben → keine 
negativen Auswirkungen zu erwarten 

Verkehrsabwicklung, -
fluss 
Verkehrssicherheit 

Der Bereich wird durch eine Gemeindestraße erschlossen, wel-
che eine Breite der gewidmeten Fläche von ca. 8,5m aufweist. 
Es sind ausreichende Sichtweiten gegeben. 
Die Erschließung des Raumes wurde in seiner Gesamtheit be-
reits beim ersten Widmungsabschnitt 2019 sichergestellt und in 
entsprechender Größe dimensioniert. 
→ keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten 
 

Umweltverbund Die nächstgelegene Bushaltestelle befindet sich am Gföhler 
Hauptplatz, in einer Entfernung von ca. 1,1km – Verbindungen 
nach Krems und Zwettl gegeben; weitere näher liegende Halte-
stellen beim Freibad und beim Postamt entlang der Langenloiser 
Straße; die Karte zu den ÖV-Güteklassen weisen den Bereich 
als ländlich mit einer (guten) Basiserschließung aus – dies ist 
die unterste Bewertungsstufe in der ÖV-Güteklassenskala 

 

Umweltaspekte  

Sicherheitsabstände zu 
SEVESO-Betrieben 

Keine SEVESO-Betriebe im Gemeindegebiet 
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Ortsbild Innerörtliche Lage bzw. Randbereiche bereits bebauter Bereich 
mit Einfamilienhäusern → keine erheblichen Auswirkungen zu 
erwarten 

Landschaftsbild, -funktio-
nen 

Innerörtliche Lage bzw. Randbereiche bereits bebauter und um-
schlossener Bereich → keine erheblichen Auswirkungen zu er-
warten 

Natur-, Artenschutz Erläuterung siehe Textabschnitt unterhalb 

Klimawandelanpassung Keine wesentliche Änderung des IST-Zustandes → keine erheb-
lichen Auswirkungen hinsichtlich Klimawandelanpassung zu er-
warten; Freihaltung des Grabens im Süden schafft entspre-
chende Durchlüftungsschneisen 

 

Natur- und Artenschutz 

Laut Inspire Agrar Atlas handelt es sich um eine Mähwiese mit drei oder mehr Nutzungen, bei 
der Begehung am 4. Mai 2026 fand man allerdings eine dicht bewachsene Grünfläche vor. Es 
besteht keine Überschneidung mit Natura 2000 Schutzgebieten oder einem 
Landschaftsschutzgebiet. Sie weist Merkmale einer extensiv genutzten Wiese auf. Neben ein-
zelnen blühenden Pflanzenarten wie Acker-Stiefmütterchen [Viola arvensis], Acker-Hornkraut 
[Cerastium arvense], Löwenzahn [Taraxacum spec.] oder Baldrian [Valeriana spec.] treten am 
Rand Gehölze, vor allem Weißdorn [Crataegus sep.] auf, außerdem sind zahlreiche vertrock-
nete Pflanzenbestände vorhanden, die potentiell als Überwinterungs- und Rückzugsstrukturen 
für Insekten dienen können. Die heterogene Vegetationsstruktur sowie das Vorhandensein von 
Altbeständen deuten auf eine geringe Nutzungsintensität und seltene Mahd hin. Betrachtet 
man die umliegenden Strukturen, fällt am ersten Blick auf, dass dies die letzte strukturreiche 
Fläche ist, welche nicht intensiv für landwirtschaftliche Zwecke verwendet wird, siehe Abbil-
dung 27. 

 

Abbildung 27: Blick auf die betroffene Fläche sowie umliegende Felder und Wälder (eigene Aufnahme, 2026) 
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Hinweise auf ein Vorkommen von geschützten Arten nach NÖ Artenschutzverordnung wurden 
während der Begehung nicht festgestellt. Erhebliche negative Auswirkungen durch die Um-
widmung auf Natur- und Artenschutz werden nicht vermutet. Aus fachlicher Sicht ist eine na-
turnahe Gartengestaltung („Wilde Ecken“, autochthone Arten, usw.) empfehlenswert um so 
einen positiven Beitrag gegen den Biodiversitätsverlust zu leisten. 

Fazit: Die Widmung lässt keine erheblichen Auswirkungen auf den Artenschutz erwar-
ten. 

Die Festlegung der Widmung leitet sich aus der bisherigen Siedlungsentwicklung und Errich-
tung der Infrastrukturen ab. Die bestehenden Infrastrukturen werden durch die beidseitige Be-
bauung besser genutzt und die Kosten dafür entsprechend refundiert. Die Widmungsänderung 
liegt daher im besonderen öffentlichen Interesse. 

 

Änderungsanlass 

Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 

Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes: schrittweises bedarfsgerechtes 
Umsetzen einer Siedlungsachse 

 

Zusammenfassung 

Die Änderung entspricht den Festlegungen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes und dient 
der Umsetzung der Ziele des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. Die Widmung liegt im beson-
deren öffentlichen Interesse der Gemeinde.  

Durch die Widmungsänderung kommt es zu einer Erhöhung des Ausmaßes der Bauland-wid-
mung, die raumordnungsfachlichen und -rechtlichen Mobilisierungsmaßnahmen (Frist) tragen 
zu einer zeitnahen Bebauung bzw. widmungskonformen Nutzung bei. 

Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 

Die geplanten Widmungsänderung lassen keine erheblichen Auswirkungen auf den 
Artenschutz erwarten.  

 

Kriterien § 25a 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfüg-

barkeit der neuen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtli-

chen Vorgaben besteht 

• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen be-

findet, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland und 2ha Be-

triebsgebiet übersteigt 
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4.4. ÄP 4 –Widmungsanpassung an Naturstandsvermessung, Jaidhofer 
Gasse 

 

Einleitung und Ausgangssituation 

Die Jaidhofer Gasse gilt seit jeher als sehr wichtige zentrale Erschließungsachse im 
Gemeindehauptort. Sie ist Verkehrsfläche für den motorisierten Verkehr, Schulweg und 
Spazierweg sowie Grünoase mit hohem Altbaumbestand zum Verweilen und zur 
Verbesserung des Mikroklimas. 

  

Abbildung 28: Ausschnitt aus den Orthophotos 2001 und 2025 

 

Die aktuellen Widmungsabgrenzungen stammen noch aus einer Widmungsepoche, die 
technisch nicht die Möglichkeit bot, Orthophoto, Kataster und externe Vermessungsdaten in 
einem Planbild übereinander zu legen. Nunmehr wurde von der Gemeinde unter anderem 
auch in diesem Bereich eine Naturstandsvermessung durchgeführt. Aus diesen Daten ist die 
Nutzung des öffentlichen Guts konkret nachvollziehbar. Auf Basis dieser Vermessung sollen 
nun die Nutzungsabschnitte mit den entsprechenden Widmungen versehen werden. 

 

Räumlicher Bezug 

KG Gföhl, Gst. 1307, 1014, 1044/3 1308/1 

 

Widmungsänderung 

Rechtskräftige Widmung geplante Widmung in m² 

Verkehrsfläche öffentlich Grünland-Parkanlage 1020 

Verkehrsfläche öffentlich Grünland-Spielplatz 85 

Grünland-Parkanlage Grünland-Spielplatz 500 

Grünland-Parkanlage Verkehrsfläche-privat 320 

Grünland-Parkanlage Verkehrsfläche öffentlich 155 
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Bauland-Wohngebiet Verkehrsfläche öffentlich 370 

 

Abbildung 29: Darstellung der Änderungen, 

Gföhl Jaidhofer Gasse 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Motivation und Interessensabwägung 

Bereits bei der Erstellung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes im Jahr 2008 wurde die 
Zielsetzungen des Klima- und Bodenschutzes in der Stammverordnung verankert.  

Im Bericht zum Örtlichen Entwicklungskonzept heißt es: 

Lebensraum-Aufwertung zentrale Siedlungsgebiete 

rund um den/die und im/in den Hauptort/en durch schrittweisen Ausbau und Schaffung eines 
fuß- und radläufigen Frei- und Grünraumnetzes im Sinne einer Aufwertung des direkten Woh-
numfeldes und der Wegeverbindungen dazwischen bzw. zu den Freizeiteinrichtungen. 

Die Stammverordnung fasst dies zusammen: 

1. Die Zielsetzungen des Klima- und Bodenbündnis liegen den raumplanerischen Entschei-
dungen der Stadtgemeinde zugrunde. 

13. Widmungsfestlegungen im Flächenwidmungsplan haben Maßnahmen zur Vermeidung 
und Beruhigung des Individualverkehrs zu beinhalten (Förderung des Radfahrens und des 
Zufußgehens). 

33.  Lebensraum-Aufwertung: zentrale Siedlungsgebiete 

 

Auf Grundlage der aktuell verfügbaren technischen Planungsgrundlagen werden die Wid-
mungsfestlegungen im Bereich dieses zentralen Grün- und Freiraums an die bestehenden und 
vorgesehenen Nutzungen angepasst. Ziel ist es, die unterschiedlichen Funktionen des Be-
reichs klar abzubilden und langfristig abzusichern.  
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Der gegenständliche Bereich übernimmt innerhalb des Hauptortes Gföhl mehrere wichtige 
Funktionen. Er dient einerseits als verkehrsberuhigte Fußwegeverbindung, insbesondere als 
Schulweg sowie als kurze Verbindung zwischen dem Ortszentrum und den nordwestlich gele-
genen Siedlungsbereichen. Darüber hinaus wird der Weg von verschiedenen Altersgruppen 
als Spazier- und Freizeitweg genutzt. Gleichzeitig stellt der Grünraum mit Spielplatz, Grünflä-
chen und Altbaumbestand einen bedeutenden Kommunikations- und Aufenthaltsraum dar. Er 
bietet Treff- und Verweilmöglichkeiten für alle Generationen und trägt wesentlich zur Aufent-
haltsqualität im Ortszentrum bei. Neben diesen nichtmotorisierten Nutzungen erfüllt der Be-
reich auch verkehrliche Funktionen für den motorisierten Individualverkehr sowie für den ru-
henden Verkehr im Zusammenhang mit dem Bildungs- und Schulzentrum und dem Sportplatz. 
Die einzelnen Nutzungsabschnitte wurden in den vergangenen Jahren entsprechend ihrer je-
weiligen Funktionen ausgebaut und technisch auf den neuesten Stand gebracht. 

Darüber hinaus kommt dem Bereich eine ökologische Bedeutung zu. Im Umfeld dichter be-
bauter Siedlungsräume bildet dieser kleinräumige Grünzug ein wichtiges Lebensraum- und 
Vernetzungselement für verschiedene Tierarten. Zugleich leistet er einen Beitrag zum lokalen 
Klimaausgleich im Ortszentrum. 

Die Anpassung der Widmungsfestlegungen dient daher der planungsrechtlichen Sicherung 
der bestehenden und vorgesehenen Funktionen. Von besonderer Bedeutung ist dabei die ge-
ordnete Lenkung und Abgrenzung zwischen motorisierten Verkehrsnutzungen, ruhendem Ver-
kehr, nichtmotorisierten Wegeverbindungen sowie Grün- und Aufenthaltsflächen. Aufgrund der 
zentralörtlichen, verkehrlichen, sozialen und ökologischen Bedeutung des Bereichs liegt die 
Widmungsanpassung im hohen öffentlichen Interesse. 

Artenschutz 

Die Widmungsänderungen dienen der Anpassung an den bestehenden Ist-Zustand, weshalb 
davon ausgegangen werden kann, dass durch das Änderungsverfahren keine wesentlichen 
Veränderungen der naturräumlichen Gegebenheiten eintreten. 

Auf den Flächen, die künftig als Grünland-Parkanlage beziehungsweise Grünland-Spielplatz 
gewidmet werden sollen, besteht bereits ein Altbaumbestand, darunter Edelkastanie [Cas-
tanea sativa], Sommerlinde [Tilia platyphyllos] und Bergahorn [Acer pseudoplatanus]. Bei den 
Flächen mit geplanter Widmung als öffentliche Verkehrsfläche handelt es sich bereits um be-
stehende öffentliche Parkplätze, die insbesondere aufgrund der Nähe zur örtlichen Mittel-
schule intensiv genutzt werden. Es wird von keinen erheblichen Auswirkungen auf Natur und 
Artenschutz ausgegangen. 

Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten. 

 

Änderungsanlass 

Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 

Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes 

Z 6 … wenn dies zur Vermeidung von erkennbaren Fehlentwicklungen oder Entwicklungsde-
fiziten dient: Sicherstellung der zentralen Grünachse durch konkrete Widmungen zur Vermei-
dung von der Inanspruchnahme des öffentlichen Guts ausschließlich für den motorisierten 
Verkehr; Verlust dieser Achse bedeutet Verringerung der Lebensqualität der Bewohner:innen, 
Lebensraum für Tierwelt, Gefährdungen im öffentlichen Raum für Fußgänger (Schüler)  
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Zusammenfassung 

Die Widmung liegt im besonderen öffentlichen Interesse der Gemeinde.  

Durch die Widmungsänderung kommt es zu keiner Erhöhung der Baulandreserven. 

Die Widmung lässt keine erheblichen Auswirkungen auf den Artenschutz erwarten. 

Rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter werden durch die Umwidmung nicht beeinträch-
tigt.  

 

Kriterien § 25a 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfüg-

barkeit der neuen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtli-

chen Vorgaben besteht 

• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen be-

findet, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland und 2ha Be-

triebsgebiet übersteigt 

 

 

4.5. ÄP 5 – Widmungsänderungen bei Verkehrsflächen in Gföhl 

 

Einleitung und Ausgangssituation 

Die städtische Entwicklung Gföhls geht einher mit der Entstehung von verdichteten 
Wohnformen -Reihenhäuser, Wohnungsbau etc.- und der vermehrten Ansiedlung von 
Einrichtungen, die zur qualitätsvollen Daseinsgrundvorsorge einen wichtigen Beitrag liefern. 
Gerade der Zentrumsbereich muss für motorisierten Individualverkehr als auch für den 
Fußgängerverkehr Raum zur Verfügung stellen. Die Qualität des öffentlichen Verkehrs in den 
Landregionen Niederösterreichs ist nicht in der Art kunden- und fahrgastorientiert, dass 
Bewohner:innen aus der Kleinregion auf den eigenen PKW verzichten können. Das 
Anforderungsprofil für den öffentlichen Raum, die Erreichbarkeiten und den Parkraum ist daher 
regelmäßig zu überarbeiten und den aktuellen Gegebenheiten anzupassen. 

In zwei Detailbereichen ist es in den letzten Monaten zu Situationen gekommen, die eine 
geringfügige Überarbeitung der Festlegungen bei den Verkehrsflächen erforderlich macht. 
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Abbildung 30: Ausschnitt aus dem Zentrum Gföhl, DKM 

und Orthophoto 

In einem Bereich handelt es sich um eine 
untergeordnete Erschließung für einen 
geplanten Neubau einer Wohnhausanlage.  

In einem weiteren Mikroabschnitt wird quasi ein 
Widmungsfehler berichtigt. Beim Vorplatz des 
Arzthauses, das im Eigentum der Gemeinde 
steht, wird der Übergang zwischen Vö und 
Privatparkraumnutzung konkretisiert. 

 

 

 

 

 

Räumlicher Bezug 

KG Gföhl; Gst. 1004/5 

KG Gföhl; Gst. 33/2 

 

Widmungsänderung 

Rechtskräftige Widmung geplante Widmung in m² 

Bauland-Kerngebiet Verkehrsfläche öffentlich 175 

Bauland-Kerngebiet Verkehrsfläche privat 190 

Verkehrsfläche öffentlich Verkehrsfläche privat 106 
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Abbildung 31: Darstellung der Änderung Zentrum Gföhl  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Motivation und Interessensabwägung 

Im Zuge der 1. Änderung des ÖROPs im Jahr 2010 wurde als Impuls zur wohnbaulichen 
Verdichtung des Ortszentrums sowie als Hilfestellung zur Nutzung unbebauter Baulandflächen 
im Zentrum ein kleiner Teil der Jaidhofer Gasse/Brunnkandlallee als Verkehrsfläche öffentlich 
gewidmet. Die geplante Verkehrserschließung von Norden sollte eine vielfältigere Aufteilung 
des unbebauten Zentrumsbereiches ermöglichen gleichzeitig aber auch verhindern, dass 
zahlreiche Einzeleinfahrten in der Kreuzgasse -dem Gehweg zum Schulzentrum- entstehen. 
Die Umsetzung dieser Planungsidee hat nunmehr mehr als 15 Jahre gedauert. In diesem 
Abschnitt sind kleinstädtische Siedlungsformen entstanden, die massiv zur Stärkung von Gföhl 
beitragen. Entlang der Kreuzgasse sind vier Reihenhäuserzeilen auf einem Grundstück, die 
jeweils über eine gebündelte Zufahrt erschlossen sind. Im westlichen Anschluss daran ist 
entlang der Seilergasse ebenso eine Reihenhausanlage sowie ein Geschoßwohnbau errichtet, 
die über einen gemeinsamen Erschließungsknoten von der Gemeindestraße aus erschlossen 
sind. Nunmehr sind im nördlichen Anschluss weitere Reihenhauszeilen geplant. Greift man auf 
die Planungsidee des Gemeinderates aus 2010 zurück, so müsste die Erschließung dieses 
letzten Bauabschnittes über die Verkehrsfläche in der Parkanlage der Jaidhofer Gasse/ 
Brunnkandlallee erfolgen. Für die Erschließungsfunktion als Straße für KFZ müsste das 
bestehende Gelände technisch stark verändert werden, was weitläufige Auswirkungen auf die 
Parkanlage hätte.  Bereits in den Erläuterungen zum Änderungspunkt “ÄP 4 –Widmungsan-
passung an Naturstandsvermessung, Jaidhofer Gasse” ist deutlich beschrieben, dass diese 
wichtige zentrale Grünachse nachhaltig sichergestellt und nicht nutzungsfremd in Anspruch 
genommen werden soll. Eine logische Konsequenz daraus ist auch die Tatsache, dass die 
Gemeinde gemeinsam mit der Siedlungsgenossenschaft Erschließungsvarianten für den 
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motorisierten Individualverkehr gesucht hat. Dabei haben sich nunmehr zwei Lösungsansätze 
gezeigt. Einerseits ist die Liegenschaft (Gst. 1005/2) vom Süden, der Seilergasse, über durch 
ein Fahrtrecht über das Grundstück 1005/1 erreichbar. Andererseits wird durch die geplante 
Widmung auf dem Grundstück 1004/5 eine Erschließung für KFZ sichergestellt. Die bereits 
bestehende Verkehrsfläche wurde bereits vom Eigentümer des Grundstückes 1004/5 an die 
Gemeinde entgeltlich abgetreten. Die im Norden anschließenden Stellplätze kommen auf der 
Widmung Verkehrsfläche privat zu liegen. Die funktionsgerechte Erschließung der geplanten 
Wohnsiedlung am Gst. 1005/2 wurde vom Verkehrssachverständigen der BH Krems, Dipl. Ing. 
Markus Strasser (siehe Stellungnahme im Anhang) bestätigt: 

„Diese sieht eine Erschließung der neuen Schließung mit 14 Wohneinheiten über die beste-
hende Fahrgasse des bestehenden Parkplatzes vor. Diese Fahrgasse des bestehenden Park-
platzes ist derzeit als Bauland-Kerngebiet gewidmet. Da die Erschließung und Anbindung an 
das öffentliche Gut gewährleistet sein muss, ist eine Umwidmung der bestehenden Fahrgasse 
als Verkehrsfläche der Gemeinde (Vp / Vö) notwendig. Aufgrund der geplanten 14 Einheiten 
ist von ca. 45 Fahrten pro Tag auszugehen, die zusätzlich anfallen werden. Damit liegt man 
augenscheinlich unter den 2500 Fahrzeugen pro Tag, ab denen ein senkrechtes Parken nicht 
mehr zulässig ist. 

Aus verkehrstechnischer Sicht ist bei der Kreuzung der zukünftigen Zufahrtsstraße beider 
Wohnsiedlungen ein VZ Halt bei der Einmündung in die Kreuzgasse erforderlich. Diese Kund-
machung ist bei der Bezirkshauptmannschaft Krems zu erwirken.  

Nachher bestehen aus verkehrstechnischer Sicht im Sinne der Sicherheit, Leichtigkeit und 
Flüssigkeit des Verkehrs keine Einwände.“ 

Die Verkehrsfläche im Norden bleibt als fußläufige Verbindung zum Schul- und Sportzentrum 
erhalten. 

Die geplante Widmungsänderung trägt insbesondere dazu bei, dass der Versiegelungsgrad 
im Zentrum für die Erschließung von Wohnungsbau nicht erhöht wird, bestehende versiegelte 
Fläche besser genutzt werden, für die Gemeinde keine neue Erschließungskosten entstehen 
und Fußwege sowie Park- und Grünoasen erhalten bleiben.  

 

Das Arzthaus im nördlichen Anschluss an das Rathaus zählt zu den wichtigsten zentralen 
Einrichtungen in der Gemeinde. Das Grundstück und das Gebäude stehen im Eigentum der 
Gemeinde. Die aktuelle Widmung auf einem Teilbereich des Grundstücks 3372 ist seit jeher 
“Verkehrsfläche öffentlich”. Ohne die Begründungen für die Widmung eines Teilbereiches des 
Grundstücks 33/2 zu wissen, ist aus den Orthophotos, die seit 2001 frei verfügbar im NÖ Atlas 
abrufbar sind, deutlich zu erkennen, dass es sich dabei nicht um eine Gemeindestraße 
“Sparkassenstraße” für den fließenden Verkehr handelt. 

    

Abbildung 32: Ausschnitt aus den Orthophotos 2001, 2007, 2025 
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Zum Zeitpunkt der Erstellung des ÖROP 2008 war der Bereich für den fließenden Verkehr auf 
der Sparkassengasse bereits getrennt von der “privaten” Stellfläche beim Arzthaus. 

 

Abbildung 33: Foto "Arzthaus" 2002, 

eigene Erhebung 

Das Foto zeigt bereits im Jahr 
2002 das es sich hierbei um 
den Einfahrtsbereich zu den 
hauseigenen Garagen handelt 
und der öffentliche Straßen-
raum nach der Einfahrtsrampe 
beginnt. 

 

 

 

Die Gemeinde strebt nun die Bereinigung dieser Situation an. Aufgrund des Parkraumdrucks 
im Zentrum werden vermehrt PKWs für eine unterschiedlich lange Dauer auf dieser Fläche 
abgestellt. Im Einsatzfall behindert dies die Tätigkeit des Arztes. 

Mit der geplanten Widmungsmaßnahme sind bauliche Maßnahme auf der Vp möglich, die eine 
klare Abgrenzung zwischen der Vö und der Vp zulassen. 

Es handelt sich um eine vollständig befestigte Fläche, auf der keine artenschutzrelevanten 
Hinweise erkennbar sind.  

 

Änderungsanlass 

Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 

Z 6 … wenn dies zur Vermeidung von erkennbaren Fehlentwicklungen oder Entwicklungsde-
fiziten dient: nachhaltige Sicherstellung und Strukturierung des Straßenraumes unter dem Ge-
sichtspunkt der Vermeidung von zusätzlichen Versiegelungen, Zerstörung von Grünachsen 
und Abgrenzung des öffentlichen Raumes zu privaten Verkehrsflächen  

 

Zusammenfassung 

Die Widmung liegt im besonderen öffentlichen Interesse der Gemeinde. Sie widerspricht 
nicht den Festlegungen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes sowie der Stammverordnung. 

Durch die Widmungsänderung kommt es zu keiner Erhöhung der Baulandreserven. 

Die Widmung lässt keine erheblichen Auswirkungen auf den Artenschutz erwarten. 

Rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter werden durch die Umwidmung nicht beeinträch-
tigt.  
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Kriterien § 25a 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfüg-

barkeit der neuen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtli-

chen Vorgaben besteht 

• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen be-

findet, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland und 2ha Be-

triebsgebiet übersteigt 

 

 

4.6. ÄP 6 - Widmungsanpassungen bei der Abfallbehandlungsanlage in Gföhl 

 

Einleitung und Ausgangssituation 

Am südwestlichen Ortsrand von Gföhl befindet sich seit langem eine Abfallbehandlungsan-
lage. 

   

Abbildung 34: Ausschnitt aus den Orthophotos 2001, 2011, 2025 

 

Die Wichtigkeit dieser Anlage wurde bereits im Örtlichen Entwicklungskonzept festgehalten. 
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Abbildung 35: Ausschnitt aus dem Örtlichen 

Entwicklungskonzept 2008, Gföhl 

 

Beim gegenständlichen Betrieb handelt es sich 
um eine Abfallbehandlungsanlage zur Behand-
lung von Altholz, welche als eine ortsfeste Ab-
fallbehandlungsanlage nach AWG 2002 gilt. 

Die Anlage und die dafür erforderlichen Geneh-
migungen unterliegen dem Abfallwirtschaftsge-
setz 2002 (AWG 2002). Die Abfallwirtschaft ist 
kompetenzrechtlich in Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG 
geregelt. Der Bund ist zuständig für gefährliche 
Abfälle. Zuständig dafür ist nicht die Gemeinde, 
sondern die Landeshauptfrau von NÖ als Abfall-
rechtsbehörde. 

Die Rolle der Gemeinde aus raumordnungsfachlicher/-rechtlicher sowie baurechtlicher Sicht 
ist bei diesen Anlagen per se nicht entscheidend. Bautechnische Vorschriften des Landes wer-
den im AWG-Verfahren mitangewendet. Eine eigene baubehördliche Bewilligung entfällt in die-
sen Fällen. Die Flächenwidmung ist bei AWG-Anlagen nicht direkt als eigene Genehmigungs-
voraussetzung vorgesehen. Der NÖ-Leitfaden formuliert dazu, dass raumordnungsrechtliche 
Bestimmungen nur dann relevant sind, wenn mitanzuwendende Vorschriften dies anordnen, 
etwa im Zusammenhang mit Naturschutz. 

In den vergangenen Jahren wurde die Anlage nicht nur in Richtung Süden erweitert, es wurden 
auch deutliche Verbesserungsmaßnahmen hinsichtlich der Oberflächenwässer sowie Abwäs-
ser umgesetzt. Dazu wurden die erforderlichen Verfahren bei der BH-Krems eingereicht und 
mit den zuständigen Behörden umgesetzt sowie abgeschlossen. Es ist davon auszugehen, 
dass im Zuge eines konzentrierten Verfahrens dabei zumindest jene Themenbereiche: 

• Emissionen 

• Verkehr und Erschließung 

• Naturschutz inkl. Artenschutz, Landschaftsbild 

• Wasserrecht (Sickerwasser, Oberflächenabfluss, Niederschlagswasser etc.) 

Aufgrund der vorhandenen Genehmigungen ist für die Gemeinde davon auszugehen, dass die 
zuständige Behörde (BH-Krems, Landeshauptfrau von NÖ) diese Themen im Verfahren be-
rücksichtigt hat und die rechtlichen Anforderungen eingehalten sind. 

Die jüngsten vorhandenen Projektbeschreibungen und Verfahrensunterlagen sind dem An-
hang dieses Erläuterungsberichtes zu entnehmen. 

Auf Anregung der Behördenvertreter der BH-Krems ist der Anlagenbetreiber mit dem Ersuchen 
an die Gemeinde herangetreten, die Anlage auch in den Flächenwidmungsplan zu überneh-
men.  

 

Räumlicher Bezug 

KG Gföhl; Gst. 334, 331, 330, 329,  
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Widmungsänderung 

Rechtskräftige Widmung geplante Widmung in m² 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft Grünland-Abfallbehandlungsanlage-
Kompostieranlage 

890 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft Grünland-Grüngürtel-Retention 300 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft Grünland-Grüngürtel-Emissionsschutz 330 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft 
sowie Ggü-Emissionsschutz 

Grünland-Freihaltefläche-Retention 2100 

Grünland-Abfallbehandlungsanlage Grünland-Freihaltefläche-Retention 50 

   

Abbildung 36: Darstellung der Änderung Gföhl -Süd 

 

               

 

 

Motivation und Interessensabwägung 

Aufgrund der Aufforderung der zuständigen Behörde, das genehmigte Projekt auch widmungs-
technisch nachzuvollziehen, entspricht die Gemeinde dem Ansuchen des Eigentümers und 
grenzt den Standort auf Grundlage der genehmigten Projektunterlagen ab. Die Gemeinde be-
urteilt die gegenständliche Änderung insbesondere vor dem Hintergrund, dass der bestehende 
Standort auch bei einer allfälligen Änderung der gesetzlichen Genehmigungszuständigkeiten 
langfristig erhalten und raumordnungsfachlich abgesichert werden soll. Dieses Ziel der Stand-
ortsicherung ist auch im Örtlichen Entwicklungskonzept entsprechend abgebildet. 

Die nunmehrige Widmung stellt zudem eine konsequente Fortführung der bisherigen Wid-
mungsstrategie dar. Bereits im Flächenwidmungsplan aus dem Jahr 2004 war für den Standort 
die Widmung Grünland-Müllanlage festgelegt. 



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 77 

Abbildung 37: Ausschnitt aus dem Flächenwidmungsplan 

von 2004 

 

Der entsprechende Planausschnitt zeigt, dass 
diese Widmung zu diesem Zeitpunkt bereits Be-
stand hatte; sie ist darin in schwarzer Darstel-
lung ersichtlich. Im Jahr 2008 erfolgte aufgrund 
gesetzlicher Änderungen im Zusammenhang 
mit dem Abfallwirtschaftsgesetz die Umstellung 
der Widmung auf Grünland-Abfallbehandlungs-
anlage.  

Die nun vorgesehene Widmung knüpft somit an 
die bestehende raumordnerische Entwicklung 

des Standortes an, führt die bisherige Widmungsstrategie fort und dient der Absicherung des 
genehmigten Betriebsstandortes mit den Instrumenten der zuständigen Widmungsbehörde. 
Die Gemeinde dokumentiert mit der Widmung auch, dass der Standort lagetechnisch für den 
Zweck als geeignet und etabliert erachtet wird. 

Im Zuge der Widmungsvorbereitung wurde aufgrund der Überschneidung der Flächen mit dem 
Gefahrenzonenplan für Wildbäche eine Planungskonsultation von der zuständigen Behörde 
eingeholt. In der Stellungnahme vom Forsttechnischen Dienst (01.06.2026, GZ 514-A/Gföh-
lerbach-2026) wird darauf hingewiesen, dass die so genannten Roten Zonen mit der Widmung 
Grünland-Freihaltefläche-Retention ausgestattet werden sollen. Diese Aufforderung folgend 
kommt es zur entsprechenden Umstrukturierung der Widmungen am Standort. Im Wesentli-
chen trifft diese Umwidmung die Randbereiche der Anlage, die bisher entweder als Grünland-
Land- und Forstwirtschaft oder al Grünland-Grüngürtel ausgewiesen waren. Nur in einem sehr 
geringen Ausmaß -50m²- wird im Osten der Anlage eine Umwidmung von Grünland-Abfallbe-
handlungsanlage in Grünland-Freihaltefläche-Retention vorgenommen. Der Ausschnitt des 
Orthophotos zeigt, dass der Bereich nicht bebaut ist. 

 

Abbildung 38: Ausschnitt aus dem aktuellen Orthophoto überlagert mit der 

Darstellung der geänderten Widmungsflächen 

 
Die rot umrandete Fläche wird von Grünland-Abfallbehandlungs-
anlage in Grünland-Freihaltefläche-Retention umgewidmet. 
 
 
 
 
 

 
Artenschutz 
Die Widmungsänderungen bei der Abfallbehandlungsanlage in Gföhl dienen der Anpassung 
an den IST-Zustand und der optimalen Nutzung der Flächen. Bei der Begehung am 4. Mai 
2026 wurde das Retentionsbecken bereits errichtet und nach den behördlichen Ansprüchen 
gestaltet. Bei der Begrünung im Westen durch Hainbuchen, ist darauf zu achten den Bestand 
zu erhalten und geeignete Pflegemaßnahmen durchzuführen, außerdem ist darauf zu achten, 
dass das Fluchtbrett für Amphibien und andere Tiere auf Dauer zu erhalten ist.  
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Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten. 

Die Festlegung der Widmung leitet sich aus der bereits bestehenden und behördlich aner-
kannten Nutzung der gegenständlichen Flächen ab. Die Widmungsänderung liegt daher im 
besonderen öffentlichen Interesse, da sie eine Anpassung an die tatsächlichen örtlichen Ge-
gebenheiten sowie an die fachbehördliche Beurteilung darstellt. Die bestehende Nutzung 
wurde von der zuständigen Behörde, der Abfallbehörde, anerkannt. Mit der gegenständlichen 
Änderung folgt die Gemeinde somit dem fachlichen Planungswillen der übergeordneten Be-
hörde. Eine eigenständige Veranlassung oder Beauftragung der Errichtung der Anlage durch 
Gemeinde ist weder vorgesehen noch liegt sie in ihrem Zuständigkeitsbereich. Zusätzlich kann 
die Gemeinde die Errichtung der Anlage mit den Mitteln des Örtlichen Raumordnungsprogram-
mes nicht verhindern. 

 

Änderungsanlass 

Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 

Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes 

Z 4 … wegen eines rechtswirksamen Raumordnungsprogrammes des Landes oder anderer 
rechtswirksamer überörtlicher Planungen: Entscheidung der Landeshauptfrau als Abfallbe-
hörde; entsprechend § 15 Abs. 7 NÖ ROG 

 

Zusammenfassung 

Die geplante Widmung geht einher mit den von der Abfallbehörde genehmigten Anlagenteile. 
Sie entspricht insbesondere auch den Grundsätzen und Festlegungen des Örtlichen Ent-
wicklungskonzeptes und der Stammverordnung. Die Widmung liegt im besonderen öffentli-
chen Interesse der Gemeinde.  

Durch die Widmungsänderung kommt es zu keiner Erhöhung der Baulandreserven. 

Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 

Die Widmungsflächen im Bauland erhöhen sich dadurch nicht. 

Die Aspekte des Artenschutzes waren Bestandteil im Genehmigungsverfahren nach dem 
AWG. 

 

Kriterien § 25a 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfüg-

barkeit der neuen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtli-

chen Vorgaben besteht 

• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Berei-

chen befindet, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist – ist dem Ge-

nehmigungsbescheid der Abfallbehörde zu entnehmen 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland und 2ha 
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Betriebsgebiet übersteigt 

 

4.7. ÄP 7 – Widmungsabrundung in der Feldgasse (Gföhl) 

 

Einleitung und Ausgangssituation 

Der Siedlungsraum in der Feldgasse zählt zu den innerörtlichen Wohnräumen, deren Wid-
mungsbasis bereits auf den ersten Flächenwidmungsplan 1975 zurückgeht. 

   

Abbildung 39: Ausschnitt aus dem Flächenwidmungsplan 1975 und 2004 

 

Dies dokumentiert, dass die Flächen bereits seit langer Zeit als Bauland festgelegt jedoch 
aufgrund der beengten Flächensituation nicht bebaut sind. 

Im Zuge des 8. Änderungsverfahrens wurde das Bauland in diesem Bereich neu strukturiert. 
Jene Abschnitte der Grundstücke, die aufgrund der Leitungstrasse nicht im Sinne einer 
Wohnbaulandwidmung mit einem Hauptgebäude bebaut werden konnten, wurden als 
Verkehrsfläche-privat anstatt der Bestandswidmung Grünland-Land- und Forstwirtschaft 
ausgewiesen. Damit gewannen die Grundstücke an Attraktivität. In einem Teil konnte nunmehr 
ein klassisches Einfamilienwohnhaus errichtet werden. Der andere Abschnitt konnte für das 
geordnete Abstellen der Fahrzeuge gestaltet werden.  
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Abbildung 40: Ausschnitt aus dem aktuell 

rechtskräftigen Flächenwidmungsplan 

 

 

 

 

 

 

Im Zuge der Errichtung des neuen Umspannwerkes “Gföhl” ist eine Umlegung der 110kV-
Leitung gerade in Durchführung.  

 

Aufgrund dieser geänderten Situation strebt die Gemeinde die Widmungsanpassung an und 
plant die Widmung der nördlichen Grundstücksteile als Bauland-Wohngebiet.  

 

Räumlicher Bezug 

KG Gföhl, Gst. 914, 915/1, 915/2, 915/3 (jeweils Teilflächen) 

 

Widmungsänderung 

Rechtskräftige Widmung geplante Widmung in m² 

Verkehrsfläche-privat Bauland-Wohngebiet 160 
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Abbildung 41: Darstellung der Änderung Gföhl -Mitte, Feldgasse 

         

Motivation und Interessensabwägung 

In Fortsetzung der Änderungsstrategie des Verfahrens zur 8. Änderung kommt es zur Wid-
mung der zum Zeitpunkt der Beschlussfassung des Verfahrens leitungsfreien Flächen als Bau-
land-Wohngebiet. Die geplanten Widmungen tragen dazu bei, dass sich die Stadt in ihren 
Strukturen nachverdichtet und neue Nutzungen auf bereits seit Langem wohnbaulich genutz-
ten Flächen entstehen können. Damit können die nördlichen Grundstücksteile der bestehen-
den Bauplätze ortsüblich als Hausgärten angelegt und gestaltet werden.  

Die bisherige Freihaltung von Bauland war der Lage der 110kV-Leitung geschuldet. Mit der 
geplanten Widmung werden für die Grundstücke die gleichen Nutzungsbedingungen geschaf-
fen wie für die umliegenden Wohngrundstücke. Eine Nichtwidmung würde eine einseitige Be-
nachteiligung der Eigentümer in der Nutzungsqualität der Parzellen nach sich ziehen. Diese 
Benachteiligung ist gesellschaftspolitisch nicht zu rechtfertigen. Damit ergibt sich, dass die 
Widmung und die daraus folgende Nutzung im besonderen öffentlichen Interesse liegt. Nur 
dadurch werden die bestehenden Infrastrukturleitungen technisch besser genutzt und die Inf-
rastrukturkosten der Gemeinde in einem angemessenen Ausmaß refundiert. Die geplante Wid-
mung ist auf Grundlage der Nachverdichtung im bebauten Ortsraum, der kommunalwirtschaft-
lichen Kostenrefundierung in Form von Aufschließungs- und Ergänzungsabgaben sowie diver-
ser Anschluss- und Erhaltungsbeiträge und des Gleichheitsgrundsatzes für Grundstücksnut-
zungen im Stadtgebiet dringend erforderlich. Sowohl aus wirtschaftlicher als auch aus gesell-
schaftlicher Sicht werden durch die Widmungsabrundung erkennbare Fehlentwicklungen so-
wie Entwicklungsdefizite im bebauten zentralen Bereich des Gemeindehauptortes abgewen-
det. 
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Darstellung der Widmungsvoraussetzungen: 

Widmungskriterium Unterthema Bewertung/Beschreibung 

Naturgefahren 
Gefahrenbereiche / 

Bereiche zur Gefahrenabwehr / 

Anthropogene Gefahren 

Verkehrssicherheit 
Kein Hinweis auf Beeinträchti-
gung der Verkehrssicherheit 

Betriebliche Sicherheit 
Entsprechende Abstandsflächen 
und Pufferzone sind im Flächen-
widmungsplan bereits integriert 

Immissionen 
Lärmbelastung, Lärmschutz 

  
Ausschnitt aus der Lärmkarte 
(www.laerminfo.at) 

Strahlung 110-kV-Leitung abgebaut 

Wohlfahrt 

Erholung 
Nahbereich der Erholungsinfra-
struktur 

Soziale Infrastruktur 
Schulcampus: gute Erreichbarkeit 
ca.300m 
 

Ver- und Entsorgung 

Arbeit, Wirtschaft 
Durch die Widmung nicht beein-
trächtigt 

Nahversorgung 
Nahversorgungseinrichtungen in 
ca. 1km Entfernung 

Technische Infrastruktur vorhanden 

Energieversorgung vorhanden 

Gemeindehaushalt 
Kosten Erschließung und Infra-
strukturen 

Verkehrserschließung vorhanden  

Ästhetik 

Landschaftsbild Verdichtet bebauter Siedlungsteil 

Ortsbild 
bauliche Verdichtung im Betriebs- 
und Wohnquartier 

Boden und Untergrund 
Bodenqualität / 

Bodenverbrauch Kein neuer Bodenverbrauch 

Wasser Grundwasser / 

 Oberflächenwasser Versickerung auf Eigengrund 

Biodiversität 
Schutzgebiete, Lebensräume, 
Arten 

Keine Schutzgebiete und kein 
Hinweis auf schützenswerte Arten 
im Sinne der NÖ Artenschutzver-
ordnung 

Luft und Klima 
Treibhausgasemissionen durch 
Mobilität 

kompakte Lage des Siedlungsrau-
mes, wodurch die fußläufige Mo-
bilität in hohem Ausmaß gefördert 
wird 

 

Die Raum- und Umweltverträglichkeit ist gegeben. Dies wurde bereits bei der 8. Änderung des 
Flächenwidmungsplans festgestellt und wurde nunmehr ein weiteres Mal überprüft. 
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Artenschutz 

Da es sich um eine Anpassung an die tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten handelt, wird 
davon ausgegangen, dass durch das Änderungsverfahren keine erheblichen Auswirkungen 
auf Natur und Artenschutz zu erwarten sind. 

Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten. 

 

Änderungsanlass 

Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 

Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes 

Z 6 … wenn dies zur Vermeidung von erkennbaren Fehlentwicklungen oder Entwicklungsde-
fiziten dient: Erläuterungen siehe oben   

 

Zusammenfassung 

Die geplante Widmung geht einher mit der Nutzung am Standort und des umgebenden Orts-
raumes. Sie entspricht insbesondere auch den Grundsätzen und Festlegungen des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes und der Stammverordnung. Die Widmung liegt im besonderen öffent-
lichen Interesse der Gemeinde.  

Durch die Widmungsänderung kommt es zu einer Erhöhung der Baulandflächen. Die Festle-
gung als befristetes Bauland stellt eine zeitnahe widmungskonforme Nutzung sicher und damit 
auch die erforderliche Kostenrefundierung der Infrastrukturkosten. 

Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 

 

Kriterien § 25a 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfüg-

barkeit der neuen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtli-

chen Vorgaben besteht 

• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen be-

findet, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland und 2ha Be-

triebsgebiet übersteigt 

 

4.8. ÄP 8 - innerörtliche Baulandabrundung in Garmanns 

 

Einleitung und Ausgangssituation 

Garmanns ist eine Ortschaft in unmittelbarer Nähe des Gemeindehauptortes. Der historische 
durchaus bäuerlich geprägte Ursprung des Ortes ist durch zahlreiche klassische Einfamilien-
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hausabschnitte seit den 1970er Jahren deutlich verändert. Dies drückt auch die Veränderun-
gen in der Funktion der Ortschaft aus. Die Wohnfunktion hat in Garmanns eine höhere Bedeu-
tung als die agrarische Betriebstättenfunktion. Das Örtliche Entwicklungskonzept 2008 hat 
Garmanns bereits als Wohnstandort festgelegt.   

 

Abbildung 42: Ausschnitt aus dem 

Örtlichen Entwicklungskonzept 2008 

Im Erläuterungsbericht zum 
Örtlichen Entwicklungskonzept 
wird für Garmanns folgende 
Zukunftsaussagen getätigt:  

In erster Linie wird Garmanns 
zukünftig in seiner Funktion als 
Wohnstandort in unmittelba-
rer Nähe zum Gemeinde-
hauptort bestehen bleiben und 
sich entsprechend weiterentwi-
ckeln. Die noch vorhandenen 
landwirtschaftlichen Betriebe 
werden durch die Ortsfunktion 
„Agrarbetriebsstandort“ ab-

gesichert. 

Garmanns hat zahlreiche innen liegende Baulandreserveflächen, die den kurz- und mittelfris-
tigen Bedarf der ortseigenen Bevölkerung abdecken. Aus diesem Grund und aufgrund der 
topographischen Lage des Siedlungsbereiches sind vorerst keine Baulanderweiterungen vor-
gesehen. Die topographischen Verhältnisse im nördlichen Ortsgebiet bedingen auch die Aus-
weisung einer Siedlungsgrenze. 

Für den Flächenwidmungsplan ergeben sich daraus folgende Widmungsfestlegungen: 

• unmittelbar keine neuen Baulandwidmungen, mittel- und langfristig maßvolle Widmungen 
in Form von Abrundungen, die in etwa das Ausmaß von 5 Bauparzellen nicht überschreiten 
sollen 

• Bauland-Agrargebiet für den Baubestand 

• Grünland-Offenlandflächen 
 

Der Eigentümer einer im Altort liegenden Liegenschaft hat die Gemeinde darauf aufmerksam 
gemacht, dass ein straßenseitiger Teilabschnitt seiner Bauparzelle die Widmung Grünland-
Land- und Forstwirtschaft aufweist. In Abstimmung mit dem Grundeigentümer strebt die Ge-
meinde eine praxisorientierte Lösung der Thematik an. 

 

Räumlicher Bezug 

KG Garmanns, Gst. 591/2 
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Widmungsänderung 

Rechtskräftige Widmung geplante Widmung in m² 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft Bauland-Agrargebiet 160 

  

Abbildung 43: Darstellung der Änderung Gföhl -Süd 

 

 

 

 

 

 

 

 

               

 

 

Motivation und Interessensabwägung 

Um die Ursache der konkreten Widmungsabgrenzung zu erkunden wurden die vorhandenen 
Flächenwidmungspläne der Gemeinde am konkreten Standort näher betrachtet: 

 

Abbildung 44: Ausschnitt aus dem 

Flächenwidmungsplan 1970, 

Garmanns 
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Abbildung 45: Ausschnitt aus dem 

Flächenwidmungsplan 1979, 

Garmanns 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 46: Ausschnitt aus dem 

Flächenwidmungsplan 2004, 

Garmanns 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 47: Ausschnitt aus dem 

Flächenwidmungsplan 2008, 

Garmanns 
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Die letzte Abbildung mit dem Ausschnitt des Flächenwidmungsplans von 2008 zeigt, dass die 
Widmungsabgrenzung nach dem damaligen Stand der DKM entlang eines Weges erfolgt ist. 
Gleichzeitig dokumentiert das Foto aus dem Jahr 2002, dass am Standort kein „öffentlicher 
Weg“ bestanden hat. 

 

Abbildung 48: Garmanns innerer 

Ortsraum 2002, eigene Erhebung 

 

Die korrekte Wegeführung wurde 
erst zu einem späteren Zeitpunkt 
in den digitalen Kataster 
übernommen, die Widmungs-
abgrenzung jedoch nicht neu 
betrachtet und dem nicht 
angepasst. 

 

 

 

Mit dem nunmehrigen Änderungsverfahren sollen Grundstücksgrenzen und Widmungs-
grenzen im erschlossenen bebauten Ortsraum übereinstimmend ausgewiesen werden. Es 
handelt sich dabei um eine sehr untergeordnete Widmungsabrundung, die zu keine neuen 
Bebauungen und Siedlungsräumen führt. Die Flächen sind infrastrukturell erschlossen, frei 
von geogenen Gefährdungen und ohne überörtliche Schutzgebietsfestlegungen. Die Flächen 
sind augenscheinlich nicht feucht und schattig. Aufgrund der Lage wird weder die 
siedlungsräumige Entwicklung der Gemeinde selbst noch einer Nachbargemeinde 
beeinträchtigt. Die Widmungsmaßnahme unterstützt die geschlossene Siedlungsentwicklung. 
Aus der Lage im geschlossen bebauten Ortsbereich mit überwiegender Wohnnutzung sind die 
Standorteignung und das Fehlen von Nutzungskonflikten im Kleinraum logisch ableitbar. Es 
werden agrarischen Produktionsflächen in Anspruch genommen. Der freie Landschaftsraum 
sowie Landschaftsfunktionen werden durch die Maßnahme nicht berührt. Durch die 
Maßnahme werden keine neuen Bauplätze oder ortsübliche Siedlungskomplexe geschaffen, 
somit ist eine Veränderung in der verkehrlichen Situation auszuschließen. Die konkrete 
Widmungsfestlegung zwischen Bauland und Verkehrsfläche erfolgt an der Grundstücksgrenze 
und an der “gelben Linie” des Gefahrenzonenplanes.  Im Zuge der Widmungsvorbereitung 
wurde aufgrund der Nähe zur Gelben Zone des Gefahrenzonenplanes (Wildbach) eine Pla-
nungskonsultation bei der zuständigen Behörde eingeholt. In der entsprechenden Stellung-
nahme des Forsttechnischen Dienstes (Wildbach und Lawinenverbauung) vom 01.06.2026 mit 
der GZ 514-A/Gföhlerbach-2026 wird die Conclusio angeführt: „Daus wildbachtechnischer 
Sicht kann hier eine Umwidmung erfolgen, da es sich sehr randlich in gelber Gefahrenaus-
scheidung befindet.“ 

Die Raum- und Umweltverträglichkeit ist gegeben. Dies wurde bereits bei der Erlassung des 
ÖEKs festgestellt und wurde nunmehr ein weiteres Mal überprüft. 

Die Bereinigung der Widmungsdifferenzen in der historischen Betrachtung der verordneten 
Pläne liegt im öffentlichen Interesse und dient der Gleichbehandlung von Grundeigentümern 
in einer geschlossen bebauten Ortschaft. 
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Die Festlegung der Widmung leitet sich unter anderem auch aus der bereits seit 20 Jahren 
bestehenden konfliktfreien Nutzung der gegenständlichen Fläche ab. 

 

Artenschutz 

Da es sich um eine Anpassung an die tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten handelt, wird 
davon ausgegangen, dass durch das Änderungsverfahren keine erheblichen Auswirkungen 
auf Natur und Artenschutz zu erwarten sind. 

Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten. 

 

Änderungsanlass 

Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 

Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes 

Z 6 … wenn dies zur Vermeidung von erkennbaren Fehlentwicklungen oder Entwicklungsde-
fiziten dient: Bereinigung unklarer Widmungsfestlegungen in einem geschlossene bebauten 
Ortsbereich; landwirtschaftliche Nutzung bedingt durch die Widmung bildet nicht den Bestand 
und auch nicht den eigentlichen Planungswillen der Gemeinde ab;   

 

Zusammenfassung 

Die geplante Widmung geht einher mit der Nutzung am Standort und des umgebenden Orts-
raumes. Sie entspricht insbesondere auch den Grundsätzen und Festlegungen des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes und der Stammverordnung. Die Widmung liegt im besonderen öffent-
lichen Interesse der Gemeinde.  

Durch die Widmungsänderung kommt es zu keiner Erhöhung der Baulandreserven. 

Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 

 

Kriterien § 25a 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfüg-

barkeit der neuen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtli-

chen Vorgaben besteht 

• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen be-

findet, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland und 2ha Be-

triebsgebiet übersteigt 
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4.9. ÄP 9 – Abrundung Wohnbauland in Rastbach 

 

Einleitung und Ausgangssituation 

Rastbach ist eine Ortschaft, die aufgrund der Nähe zur B 37 eine gute Erschließungsqualität 
hat.  Das Örtliche Entwicklungskonzept legt den Ort im Wesentlichen als Wohnstandort fest, 
definiert auch gleichzeitig maßgebliche Bereiche, die sich aus der Nutzungsgeschichte rund 
um das Schloss ergeben. Für die Siedlungsentwicklung sind in diesem Zusammenhang die 
landschaftsbildprägenden Terrassen in den verlängerten Schlossachsen in nördlicher und süd-
westlicher Richtung.    

 

Abbildung 49: Ausschnitt aus dem Örtlichen Entwicklungskonzept 2008 

 

Im Erläuterungsbericht zum Örtlichen Entwicklungskonzept wird für Garmanns folgende Zu-
kunftsaussagen getätigt:  

Aufgrund seiner infrastrukturellen Ausstattung - Kindergarten, Gasthaus - hat sich Rastbach 
zu einem begehrten Wohnstandort entwickelt. Diese Funktion soll in der künftigen Planungs-
periode gestärkt werden. 
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Die Erhaltung der öffentlichen Einrichtungen kann nur durch verstärktes Wohnen an diesem 
Standort gesichert sein. Im Nordwesten ist bereits neues Bauland gewidmet, teilweise er-
schlossen und weitgehend unbebaut. Diese Baulücken sollen natürlich vorrangig bebaut wer-
den. 

Die vorhandene Verkehrsinfrastruktur schafft für die Ortsbewohner kurze Anschlussmöglich-
keiten an das übergeordnete Verkehrsnetz. 

Die Tradition als Agrarstandort ist noch immer nachvollziehbar, die landwirtschaftlichen Be-
triebe dominieren das Wirtschaftsbild von Rastbach. Wohnen und Landwirtschaften ist eine 
der Basistätigkeiten der Rastbacher Bevölkerung. Sowohl die Erhaltung als auch die Erweite-
rung dieser betrieblichen Tätigkeit, gegebenenfalls in Kombination mit neuen gewerbeland-
wirtschaftlichen Aktivitäten, soll durch das Entwicklungskonzept ermöglicht werden. Primär 
handelt es sich dabei natürlich um die Absicherung der vorhandenen Betriebsstandorte, in 
zweiter Linie um Betriebsverlagerungen. Für diesen Fall scheinen Flächen im Süden des Orts-
bereiches, wo schon agrarische Wirtschaftsgebäude im Grünland errichtet sind, als am besten 
geeignet. 

Das Schloss und der Meierhof in Rastbach sind nicht nur visuell dominante Gebäudekom-
plexe, sondern auch Flächen und Bereiche mit hohen Image- und Tätigkeitspotenzialen, für 
die ein Entwicklungskonzept Handlungsspielräume ermöglichen soll. Diese Komplexe sind in 
mehrerlei Varianten nutzbar: touristisch, gewerbe- und produktionsbetrieblich oder rein wohn-
baulich. Da sich der Eigentümer für keine dieser Varianten definitiv ausgesprochen hat, kann 
das Entwicklungskonzept in seinen Aussagen nur die Basis für eine grundsätzliche Bauland-
widmung legen.  

Durch betriebliche Aktivitäten im Schloss und im Meierhof wurden in der jüngeren Vergangen-
heit rund um den Ortsbereich landwirtschaftlich genutzte Terrassen angelegt, die mit einem 
relativ jungen Baumbestand bestückt sind. Diese Bewirtschaftungsformen haben historischen 
Ursprung und sollen deshalb auch in der Art erhalten bleiben. 

Der Ortseingangsbereich von Nordosten kommend mit dem vorgelagerten Landschaftsteich 
dokumentiert noch in Restansätzen die historische Erschließungsachse zum Schloss hin. 
Durch das Festlegen einer Siedlungsgrenze soll dieses Ensemble erhalten bleiben. 

Für den Flächenwidmungsplan ergeben sich daraus folgende Widmungsfestlungen: 

• Bauland-Agrargebiet und –Wohngebiet für den Bestand 

• unmittelbar keine neuen Baulandwidmungen, mittel- und langfristig maßvolle Widmungen 
in Form von Erweiterungen und Abrundungen, die in etwa das Ausmaß von 15 Bauparzel-
len nicht überschreiten sollen 

• Bauland-Agrargebiet-Hintaus 

• Grünland-Freihalteflächen 

• Grünland-Offenlandflächen 

• Eventuell Bauland-Sondergebiet für eine spezielle Schloss-/Meierhofnutzung 
 

In den letzten 20 Jahren wurde in der Ortschaft Rastbach kein neues Wohnbauland gewidmet. 
Die Auswertung der vorhandenen Baulandreserven ergibt folgendes Bild:  
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Nunmehr soll es auf einem im ÖEK vorgesehenen Bereich zu einer Wohnbaulandabrundung 
kommen, um für die ortseigene Bevölkerung bedarfsgerecht neuen Wohnraum zu schaffen.  

 

Räumlicher Bezug 

KG Rastbach, Gst. 41/2 

 



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 92 

Widmungsänderung 

Rechtskräftige Widmung geplante Widmung in m² 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft Bauland-Agrargebiet 900 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft Grünland-Freihaltefläche 730 

  

Abbildung 50: Darstellung der Änderung 

Rastbach Mitte 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

               

 

 

Motivation und Interessensabwägung 

Die vorhandenen gewidmeten Baulandabschnitte sind entweder noch Bestandteil einer agra-
rischen Wirtschaftsfläche (Gst. 30/3, 87/9, 87/1, 43/4, 49, 15/1, 16) oder sie werden aktuell 
geteilt und zeitnah einer Bebauung zugeführt (Gst. 43/1). Im Sinne der konfliktfreien Erhaltung 
der landwirtschaftlichen Betriebe wird aktuell davon abgesehen, diese Flächen nachdrücklich 
einer Bebauung zuzuführen. Das Grundstück 345/4 geht aus einer Neuwidmung im Zuge der 
generellen Überarbeitung des ÖROPs 2008 hervor. Zum damaligen Zeitpunkt war die Fläche 
kein eigenes Grundstück, sondern gemeinsam mit 345/3 das Grundstück 345. Zwischenzeitig 
ist es ebenda zu einer Grundstücksteilung gekommen, bei der die Gemeinde keine gesetzliche 
Handhabe hat, eine Verfügbarkeitsverpflichtung entsprechend der Widmung einzufordern. In 
der Ortschaft sind daher keine Baulandflächen mit der Eignung zur Errichtung eines Einfami-
lienwohnhauses verfügbar. 

Die Gemeinde folgt nun den Zielsetzungen des ÖEKs und widmet entlang vorhandenen Infra-
strukturen bedarfsgerecht eine Bauparzelle. Der Bereich liegt innerhalb des Ortsraumes und 
ist von ortsüblichen Bebauungen und Nutzungen umgeben. Im Zuge der Baulandwidmung 
wird die bestehende Gemeindestraße für eine funktionstüchtige Breite (8,5m) ausgewiesen. 
Der restliche Teil des Grundstücks wird als Grünland-Freihaltefläche-Siedlungsentwicklung mit 
dem Ziel einer weiteren Baulandschaffung ausgewiesen. Die geplante Fläche orientiert sich 
strukturell an das reine Einfamilienhausgebiet von Rastbach im Norden und hat keinen unmit-
telbaren Berührungspunkt mit einem agrarischen Intensivbetrieb. 
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Es handelt sich dabei um eine sehr untergeordnete Widmungsabrundung, die zur Bebauung 
mit einem neuen Einfamilienwohnhaus führen wird, jedoch keine klassischen neuen 
Siedlungsräume initiiert.  

Die Fläche ist infrastrukturell erschlossen, frei von geogenen Gefährdungen und ohne 
überörtliche Schutzgebietsfestlegungen. Die Fläche ist augenscheinlich nicht feucht und 
schattig. Aufgrund der Lage wird weder die siedlungsräumige Entwicklung der Gemeinde 
selbst noch einer Nachbargemeinde beeinträchtigt. Die Widmungsmaßnahme unterstützt die 
geschlossene Siedlungsentwicklung. Aus der Lage im für Rastbach typisch geschlossen 
bebauten Ortsbereich mit überwiegender Wohnnutzung sind die Standorteignung und das 
Fehlen von Nutzungskonflikten im Kleinraum logisch ableitbar. Es werden keine agrarischen 
Produktionsflächen in Anspruch genommen. Der freie Landschaftsraum sowie 
Landschaftsfunktionen werden durch die Maßnahme nicht berührt. Durch die Maßnahme 
werden keine maßgebliche Anzahl von neuen Bauplätze oder ortsübliche Siedlungskomplexe 
geschaffen, somit ist eine Veränderung in der verkehrlichen Situation auszuschließen.  

Die Raum- und Umweltverträglichkeit ist gegeben. Dies wurde bereits bei der Erlassung des 
ÖEKs festgestellt und wurde nunmehr ein weiteres Mal überprüft. 

Die Verfügbarkeit der Baulandfläche ist durch die befristete Widmung sichergestellt. Mit der 
Errichtung eines Hauptgebäudes zu Wohnzwecken muss bis spätestens 2031 begonnen sein. 

 

Artenschutz 

Die Flächen liegen innerörtlich und werden zurzeit von Obstbäumen geprägt, teilweise 
Neupflanzungen aber vor allem Altbaumbestand ist hier vorhanden. Eine kurz gemähte Wiese 
bildet den Unterwuchs mit Blühpflanzen wie Knöllchen-Steinbrech [Saxifraga granulata], 
Scharfer Hahnenfuß [Ranunculus acris] oder Gänseblümchen [Bellis perennis]. Da Streuobst-
wiesen in Österreich immer mehr verloren gehen, zählen sie zu besonders wichtigen Lebens-
räumen, vor allem innerörtlich bieten sie vielen Lebewesen geeignete Bedingungen. Bei Nut-
zungsänderungen der Fläche gilt es, einen Großteil der Obstbäume, vor allem des Altbaum-
bestandes, zu erhalten und bei Verlusten mit Nachpflanzungen gegenzusteuern. Hinweise auf 
ein Vorkommen von geschützten Arten nach NÖ Artenschutzverordnung wurden während der 
Begehung nicht festgestellt. Erhebliche negative Auswirkungen durch die Umwidmung auf Na-
tur- und Artenschutz werden nicht vermutet.  

Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten. 

 

Änderungsanlass 

Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 

Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes 

 

Zusammenfassung 

Die geplante Widmung geht einher mit den umgebenden Nutzungen im Kleinraum von Rast-
bach. Sie entspricht insbesondere auch den Grundsätzen und Festlegungen des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes und der Stammverordnung. Die Widmung liegt im besonderen öffent-
lichen Interesse der Gemeinde.  



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 94 

Durch die Widmungsänderung kommt es zur Erhöhung der Baulandreserven, die Sicherstel-
lung der Bebauung ist durch die befristete Widmung gegeben. 

Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 

 

Kriterien § 25a 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfüg-

barkeit der neuen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtli-

chen Vorgaben besteht 

• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen be-

findet, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland und 2ha Be-

triebsgebiet übersteigt 

 

4.10. ÄP 10 - Änderungen bei Grünland-Freihalteflächen und Verkehrser-
schließung im Bereich von Seeb 27 

 

Einleitung und Ausgangssituation 

Weite Teile der Katastralgemeinde Seeb sind durchaus auch als Streusiedlungsräume zu 
bezeichnen. Dementsprechend gliedern sich die Zielsetzungen des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes in jene für die bebauten Ortsbereiche Ober- und Unterseeb sowie jene 
für die Streusiedlungen und Ämter.  

Historisch betrachtet befinden sich die Seeber Streulagenstandorte entlang der Bäche und 
Gräben. Im gegenständlichen Fall handelt es sich um einen Bereich, deren Wirtschafts- und 
Baubestand bereits im Franzisc. Kataster abgebildet ist. 

  

Abbildung 51: Ausschnitt aus dem Franzcisc. Kataster und der aktuellen DKM samt Orthophoto 
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Die örtliche Situation hat sich nur geringfügig geändert. Der Gebäudebestand hat sich über 
die Jahrzehnte verändert und die Anzahl erhöht. Neben der wohnbaulichen Nutzung geht vom 
Standort eine agrarisch-forstliche Bewirtschaftung aus. 

Das Örtliche Entwicklungskonzept und die Stammverordnung treffen folgende Aussagen zu 
derartigen Siedlungsteilbereichen: 

Die Gebäudekomplexe in den Streulagen dieser Katastralgemeinden sind Erhaltungs-
standorte für die Funktionen: 

• agrarisch Wirtschaften (Diversifizierung in der Landwirtschaft) 

• solitär Wohnen 

• spezielle und individuelle Tourismus- und Freizeitwirtschaft (entsprechend dem Kurs-
buch NÖ Tourismus 2015 und den speziellen Zielsetzungen der Destination Waldviertel) 

 

Für die weitere Entwicklung dieser Sach- und Lebensbereiche müssen im Wesentlichen Absi-
cherungsmaßnahmen für die Erhaltung und den funktionsgerechten Ausbau der Einzelstand-
orte gesetzt werden. Die Erhaltung des öffentlichen Straßenraumes ist dafür ein wichtiger Fak-
tor. Das Freihalten der noch vorhandenen offenen Kulturlandschaft ist substanzieller Bestand-
teil einer produktiven Landwirtschaft und eines, für den Gast erlebbaren Landschaftsraumes. 

Speziell in diesen Streusiedlungsbereichen sollen Projekte entstehen können, die im Sinne 
der überregionalen Vermarktungsidee „Wohntraum Waldviertel“ besondere innovative ländli-
chen Siedlungs- und Wohnformen ermöglichen. Die genaue Lage solcher Standorte soll an-
hand eines konkreten Projektes lokalisiert werden.  

Als Widmungsfestlegungen im Flächenwidmungsplan sind daher 

• für den öffentlichen Straßenraum die Widmung „Vö“ 

• für die Einzelwohnstandorte die Widmung „Geb“ 

• für landwirtschaftliches Wohnen „Gho“ 

• für agrarähnliches/-verwandtes Wirtschaften, die Widmung „BS- kleingewerbliche Hof-
stelle“ für Tourismus- und Freizeitstandorte die Widmung „BS- ...“ 

• für den freien Landschaftsraum die Grünland-Offenlandflächen vorzusehen.  
 

für den Ortsbereich der Katastralgemeinde Seeb 

Die vorrangige Funktion von Seeb ist das agrarische Wirtschaften in Verbindung mit dem Woh-
nen. Daher wird Seeb auch als Agrarbetriebsstandort und Wohnstandort festgelegt. Die 
Bedeutung als Agrarbetriebsstandort wird noch unterstrichen durch das Vorhandensein von 
Gewerbebetrieben, die ähnlich der Landwirtschaften sind. 

Für zukünftige Überlegungen gilt vor allem das kurz- und mittelfristige Absichern dieses Be-
standes. 

Der Ortsteil Oberseeb hat sich in den letzten Jahren mehr als Wohnstandort herauskristalli-
siert. Die noch vorhandenen Wohnbaulandreserven decken zunächst den kurzfristigen ortsei-
genen Baulandbedarf ab. Aufgrund der Topographie sind mittel- und langfristig Möglichkeiten 
für eine (Wohn)Baulanderweiterung (für den ortseigenen Baulandbedarf) in Oberseeb vorge-
sehen. 

Unterseeb, zurzeit ein Grünlandort, soll entsprechend seinem infrastrukturellen Ausbau und 
seiner Nutzungen als Bauland gewidmet werden. Nur dadurch ist es künftig sinnvoll möglich, 
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bauliche und betriebliche Entwicklungen unabhängig von der Landwirtschaft an den vorhan-
denen Standorten zu zulassen. 

Zwischen den Ortsteilen Ober- und Unterseeb wird eine Siedlungsgrenze festgelegt, die das 
Zusammenwachsen dieser beiden verhindern soll, womit die bauliche Identität und die funkti-
onalen Unterschiede der Ortsteile bewahrt werden. 

Für den Flächenwidmungsplan ergeben sich daraus folgende Widmungsfestlungen: 

• unmittelbar keine neuen Baulandwidmungen, mittel- und langfristig maßvolle Widmungen 
in Form von Abrundungen, die in etwa das Ausmaß von 10 Bauparzellen nicht überschrei-
ten sollen 

• Bauland-Agrargebiet für den Baubestand in Unterseeb 

• Bauland-Wohngebiet und/oder -Agrargebiet für Oberseeb 

• Grünland-Offenlandflächen 
 

Der Gefahrenzonenplan weist für den Bereiche rund um den Wurfenthalbach rote und gelbe 
Zonen aus. Dies ist auch der Grund für die Festlegung der Widmung Grünland-Freihaltefläche.  

 

Abbildung 52: Ausschnitt aus dem aktuellen 

Flächenwidmungsplan, Bereich Seeb 27 

 

 

 

 

 

 

 

 

Um den Gebäudebestand und die damit verbundene agrar-forstliche Bewirtschaftung 
langfristig sicherzustellen hat der Grundeigentümer in Abstimmung mit der Gemeinde ein 
wasserbautechnisches Projekt zur Herstellung der Hochwassersicherheit durchgeführt. Im 
Zuge der mit der zuständigen Abteilung “Wildbach- und Lawinenverbauung” durchgeführten 
Maßnahmen kam es auch zu einer Verlegung des Forstweges. 

Aufgrund dieser Maßnahmen belegt die Gefahrenzonendarstellung der zuständigen 
Wildbachabteilung, dass die rote Gefahrenzone neu abgegrenzt ist. Nunmehr strebt der 
Grundstückseigentümer die Änderung der Gfrei-Widmung an. 

 

Räumlicher Bezug 

KG Seeb, Gst. 343, 326/3, 326/1, 326/5, 862 
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Widmungsänderung 

Rechtskräftige Widmung geplante Widmung in m² 

Grünland-Freihaltefläche Grünland-Land- und Forstwirtschaft 1.700 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft Verkehrsfläche öffentlich 2000 

Verkehrsfläche öffentlich Grünland-Land- und Forstwirtschaft 500 

 

 

Abbildung 53: Ausschnitt aus dem 

Änderungsplan, Seeb Streulage 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Motivation und Interessensabwägung 

Bei der Widmungsfestlegung der Grünland-Freihaltefläche wurde von der Gemeinde 
grundsätzlich das Ziel verfolgt, die unmittelbaren UNBEBAUTEN Bereiche rund um Bäche, 
Gräben etc. langfristig freizuhalten. Dies erfolgte insbesondere auch in Abstimmung mit den 
verordneten Zonen des Gefahrenzonenplanes. Bereits zum damaligen Zeitpunkt war der 
Gemeinde bewusst, dass es im Einzelfall immer wieder Überschneidungen und 
Herausforderungen mit den historisch gewachsenen Nutzungsstrukturen geben kann. Dort wo 
bereits Baukörper und menschliche Nutzung seit geraumer Zeit gewachsen sind, wird es mit 
den sich verändernden Wirtschafts- und Lebensstrukturen Detailanpassungen geben müssen. 

In diesem Sinn begleitete die Gemeinde auch das Projekt zur Gefahrenfreimachung des 
gegenständlichen Bereiches. Agrar-forstlich entstandene Objekte sollten erhalten bleiben 
können. Damit in enger Verbindung wird das öffentliche Interesse an der Erhaltung der 
Kulturlandschaft gesehen. Nur dort, wo mit einfachen Mitteln gemäht und eine 
Wiesenbewirtschaftung erfolgen kann, wird die Vielfalt des Kulturlandschaftsraumes “Wiese-
Wald-Acker” langfristig erhalten bleiben können. 

Nach der Umsetzung eines wasserbautechnischen Projektes kam es im Jahr 2023 zur 
angepassten Darstellung des Gefahrenzonenplanes. 

Die erforderliche Kenntlichmachung des Gefahrenzonenplanes erfolgt vorerst nicht. Dies wird 
erst bei der Revision nachgetragen. 
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Abbildung 54: Ausschnitt aus dem Gefahrenzonenplan "Neu" 
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Dem neuen Gefahrenzonen entsprechend bleibt die neue rote Zone innerhalb der Widmung 
Gfrei, die neue gelbe Zone erhält die Widmung Grünland-Land- und Forstwirtschaft. Die 
Änderung bewirkt keine Neuausweisung von Bauland. Die Widmungsanpassung soll 
ausschließlich bewirken, dass die agrarforstliche Bewirtschaftung, die möglicherweise 
bauliche Anlagen erfordert, an diesem bebauten Standort bestehen bleiben kann. 

Die nunmehrige Widmung stellt zudem eine konsequente Fortführung der bisherigen Wid-
mungsstrategie dar. Die nun vorgesehene Widmung knüpft somit an die bestehende raumord-
nerische Entwicklung des Standortes an, führt die bisherige Widmungsstrategie fort und dient 
der Absicherung des Standortes mit den Instrumenten der zuständigen Widmungsbehörde.  

Im Zuge der Errichtung der neuen Brücke wurde mit den zuständigen Behörden der Bezirks-
hauptmannschaft eine Verbesserung der Erschließung des angrenzenden Waldes durchge-
führt. Der neue Weg ist dem Gelände angepasst und schafft einfacher Erschließungsneigun-
gen. Die neue Wegführung wird im Flächenwidmungsplan nunmehr auch umgesetzt. 
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Artenschutz 

Bei den betroffenen Flächen handelt es sich um größtenteils eingezäunte und intensiv 
genutzte Grünflächen, vereinzelt sind Neupflanzungen von Bäumen vorhanden. Es besteht 
keine Überschneidung mit Natura 2000 Schutzgebieten oder einem Landschaftsschutzgebiet. 
Durch die Zusatzfestlegung „Offenlandfläche“ ist die Kultivierung von Grünland- sowie land- 
und forstwirtschaftlichen Flächen aufgrund der damit verbundenen Einschränkungen nur ein-
geschränkt möglich. Allerdings sichert man so waldfreie Kulturlandschaftsräume langfristig 
und somit auch wertvolle Lebensräume. Hinweise auf ein Vorkommen von geschützten Arten 
nach NÖ Artenschutzverordnung wurden während der Begehung nicht festgestellt. Erhebliche 
negative Auswirkungen durch die Umwidmung auf Natur- und Artenschutz werden nicht ver-
mutet.  

Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten. 

 

Die Festlegung der Widmung leitet sich aus der bereits bestehenden und behördlich aner-
kannten Nutzung der gegenständlichen Flächen ab. Die Widmungsänderung liegt daher im 
besonderen öffentlichen Interesse, da sie eine Anpassung an die tatsächlichen örtlichen Ge-
gebenheiten sowie an die fachbehördliche Beurteilung – Willdbach- und Lawinenverbauung 
darstellt.  

 

Änderungsanlass 

Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 

Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes 

Z 4 … wegen eines rechtswirksamen Raumordnungsprogrammes des Landes oder anderer 
rechtswirksamer überörtlicher Planungen: Änderung der Abgrenzungen im Gefahrenzonen-
plan 

 

Zusammenfassung 

Die geplante Widmung geht einher mit der Aktualisierung des Gefahrenzonenplanes und ei-
ner Wegänderung im Grünland. Sie entspricht insbesondere auch den Grundsätzen und 
Festlegungen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes und der Stammverordnung. Die Wid-
mung liegt im besonderen öffentlichen Interesse der Gemeinde.  

Durch die Widmungsänderung kommt es zu keiner Erhöhung der Baulandreserven. 

Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 

 

Kriterien § 25a 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfüg-

barkeit der neuen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtli-

chen Vorgaben besteht 
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• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen be-

findet, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland und 2ha Be-

triebsgebiet übersteigt 

 

 

4.11. ÄP 11 - Widmung einer Grünland-Sportanlage in Obermeisling 

 

Einleitung und Ausgangssituation 

Die im Eigentum der Gemeinde befindliche Fläche entlang des Kremsflusses wird seit mehr 
als zwei Jahrzehnten als örtlicher Kommunikations-, Begegnungs- und Freizeitbereich für die 
Bevölkerung genutzt. Die konkrete Nutzung hat sich dabei laufend an den Bedürfnissen der 
unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen sowie an deren gemeinsamen Sport-, Spiel- und Frei-
zeitinteressen orientiert. 

Bereits der Ausschnitt aus dem Orthophoto aus dem Jahr 2001 zeigt, dass die Fläche durch 
Fußballtore als Ballspielfläche genutzt wurde. Im Orthophoto aus dem Jahr 2007 sind darüber 
hinaus Spielgeräte erkennbar, wodurch die langjährige Nutzung als Spiel- und Freizeitfläche 
zusätzlich dokumentiert wird. 

 

Abbildung 55: Ausschnitt aus den Orthophotos 2001 und 2007, Kommunikationsfläche Obermeisling 
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Abbildung 56: Ausschnitt aus dem 

aktuellen Orthophoto (2023), Kommuni-

kationsfläche Obermeisling 

 

Die derzeitige Widmungsfestle-
gung der Fläche als Grünland – 
Land- und Forstwirtschaft ent-
spricht somit nicht der tatsächli-
chen Nutzung der vergangenen 
mehr als 20 Jahre. In diesem Zeit-
raum hat sich die Fläche als wich-
tiger öffentlicher Treffpunkt für 
alle Bevölkerungsgruppen etab-
liert. Sie erfüllt eine bedeutende 
Funktion als niederschwelliger 

Begegnungsraum und bietet Platz für Freizeitaktivitäten, Feste, Wettbewerbe, Veranstaltun-
gen und sonstige gemeinschaftliche Nutzungen. 

   

Abbildung 57: Ausschnitt aus dem Örtlichen Entwicklungskonzept 2008 

 

Im Erläuterungsbericht zum Örtlichen Entwicklungskonzept wird für Obermeisling folgende Zu-
kunftsperspektive formuliert: 

Für Obermeisling gilt im Wesentlichen die Erhaltung des Ortsbereiches als Wohnstandort. 
Entwicklungen werden im ortsüblichen Ausmaß zugelassen. 
 

Obermeisling hat sich zu einem ruhigen Wohnstandort entwickelt, der zwar in den letzten Jah-
ren Basisinfrastruktur (Nahversorger) verloren, jedoch mit der Pfarrkirche und dem 
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Vereinswesen einen Grundstock an sozialer und gesellschaftlicher Kommunikationsinfrastruk-
tur bewahrt hat. Nur wenn weiterhin dort Menschen wohnen und leben können, wird diese 
Lebensattraktivität aufrecht zu erhalten sein. Durch die Lage an der Hochwasser gefährden-
den Großen Krems mit ihren schluchtartigen Einschnitten inmitten des Ortsbereiches ist eine 
neue Bebauung entlang des Hauptstraßennetzes kaum möglich. Aus diesem Grund kann es 
gegebenenfalls nur zu einer maßvollen Baulandabrundung zur Deckung des ortseigenen Be-
darfs kommen.  

Die engeren und weiteren Uferbereiche entlang der Großen Krems sollen zukünftig von jegli-
cher Bebauung freigehalten werden. Die Hochwassersituation der letzten Jahre zeigt sehr 
deutlich diese Notwendigkeit, dass dem Wasser nicht nur in Extremsituationen gerade im Nah-
bereich von Siedlungen entsprechend viel Abfluss- und Ausbreitungsraum zur Verfügung ge-
stellt werden soll. 

In diesem Zusammenhang müssen auch die allgemeinen Zielsetzungen des Örtlichen Ent-
wicklungskonzeptes in Hinblick auf Erholung und Freizeitgestaltung betrachtet werden. Hier 
heißt es:  

• Verstärkte Einbeziehung der Erholungsnutzung entlang/an der/n Gewässern  

• Schutz, Erhaltung und Revitalisierung des Kremstals 

• Schutz und Weiterentwicklung vorhandener Fließgewässer-Korridore 
 

Restriktiver Schutz der Böden in den Tabuzonen  

(Ausweisung siehe Plan: 04018-206 - „Analyse der Wasserverhältnisse“) 

Dort, wo Gefährdungsbereiche für die Hochwasser-Abflussbereiche der Fließgewässer (30-
jährliches und 100-jährliches Hochwasser), wo rote und gelbe Zonen der Wildbachgefährdung, 
wo Brunnen- und Quellschutzgebieten ausgewiesen sind, darf keinerlei Baulandwidmung und 
keine Bebauung im Grünland erfolgen. Die landwirtschaftliche Nutzung darf hier nicht intensiv 
erfolgen, sondern pfleglich, im Sinne einer vorbeugenden „Schutz“-Flächennutzung, den in 
diesen Zonen bestehenden Gefahren entsprechend angepasst. Die Umsetzung dieses 
Schutzzieles geschieht im Rahmen der gesetzlich zu Verfügung stehenden Instrumentarien 
und Förderungsrichtlinien. 

Verstärkte Einbeziehung der Erholungsnutzung entlang/an der/n Gewässern  

Das Hauptgewässer-Netz soll als Grundlage für öffentliches, begleitendes Wegenetz für Nah-
erholung in extensiver Form genutzt werden, ebenso dazu geeignete Teiche mit ausgedehnten 
Ruhezonen.  

 

Im Umweltbericht zum Örtlichen Entwicklungskonzept werden die Themen der Schutzgüter 
behandelt. Sie zielen auf die Erhaltung der Bestandswidmungen und -nutzungen ab sowie 
deren Verbesserungen. 



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 104 

 

Abbildung 58: Auszug aus dem Umweltbericht  zum ÖEK 2008 

 

Um die seit Langem bestehende Nutzungssituation abzusichern strebt die Gemeinde konkrete 
kleinräumige Widmungsanpassungen an.  

 

Räumlicher Bezug 

KG Obermeisling, Gst. 10, 8/1 

 

Widmungsänderung 

Rechtskräftige Widmung geplante Widmung in m² 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft Verkehrsfläche-privat 460 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft Grünland-Freihaltefläche 510 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft Grünland-Grüngürtel 550 

Grünland-Land- und Forstwirtschaft Grünland-Sportfläche 3200 

 

 



Örtliches Raumordnungsprogramm 2008  11. Änderung-Entwurf 
 
 
 

 
 

E, 105 

   Abbildung 59: Ausschnitt aus dem 

Änderungsplan, Obermeisling samt 

Detailüberlagerung mit dem aktuellen 

Orthophoto      

 

 

Motivation und Interessensabwägung 

Die gegenständliche Fläche befindet sich im Eigentum der Gemeinde und wird seit Jahrzehn-
ten als informeller Freizeit-, Spiel- und Aufenthaltsbereich im Freien genutzt. Die bestehende 
Nutzung war bereits zum Zeitpunkt der Festlegung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes vor-
handen und wurde demnach sowohl bei den Zielsetzungen und geplanten Maßnahmen als 
auch im Rahmen der umweltstrategischen Beurteilung mitberücksichtigt. 

Die Widmungsänderung stellt daher keine Neuinanspruchnahme von Flächen dar, sondern 
dient der raumordnungsfachlichen Absicherung und Präzisierung eines bestehenden Nut-
zungsbestandes. Die bisherige Basiswidmung Grünland – Land- und Forstwirtschaft entspricht 
weder der tatsächlichen Nutzung noch der funktionalen Bedeutung der Fläche. Auch aus den 
Orthofotos ist erkennbar, dass seit längerem keine agrarische Nutzung mehr stattfindet. 

Im Zuge der Prüfung der geeignetsten Widmung wurden mehrere Widmungskategorien ge-
genübergestellt.  

Widmungsüberlegung Ersteinschätzung,-beurteilung Umsetzung 

Variante 1 
Grünland-Parkanlage: Flächen, 
die zur Erholung und/oder Reprä-
sentation im Freien dienen und 
nach einem Gesamtkonzept ge-
staltet und bepflanzt sind oder 
werden sollen 

für die Flächen gibt es kein nachhaltige 
Gestaltungskonzept und keine 
parkähnliche Elemente; ebenso verfügt 
die Gemeinde über kein Konzept zur 
Errichtung von Parkanlage in 
dezentralen Orten 

nicht zutreffend und 
umsetzbar 

Variante 2 
Grünland-Sportanlage: Flächen 
für Sport- und Freizeitgestaltung 
im Freien. 

Fußballtore, Spielgeräte weisen auf die 
Verwendung der Fläche unter anderem 
auf “Dorffußballspiele” hin; die Fläche gilt 
als Treffpunkt für Jung und Alt; es wird 
aber kein Sport im Sinne von 
Mannschaftssport oder Wettkampfsport 
ausgeübt 

zutreffend, aber 
doch auch 
eingeschränkt 

Variante 3 
Grünland-Spielplätze: Flächen, 
die für öffentliche Spielplätze 
bestimmt sind 

eine Nutzung im Sinne eines Spielplatzes 
in der öffentlichen Wahrnehmung nicht 
gegeben 

nicht zutreffend und 
zielführend 
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Nullvariante 
Verbleiben bei Grünland-Land- 
und Forstwirtschaft 

Widerspruch zur tatsächlichen Nutzung nicht zutreffend und 
zielführend 

 

Eine Widmung als Grünland-Parkanlage erscheint mangels parkähnlicher Gestaltung, ent-
sprechender Bepflanzung und übergeordnetem Gestaltungskonzept nicht sachgerecht. Eine 
Widmung als öffentlicher Spielplatz bildet die tatsächliche Wahrnehmung und Nutzung der 
Fläche ebenfalls nicht ausreichend ab. Die Beibehaltung der bestehenden Widmung Grünland 
– Land- und Forstwirtschaft wäre aufgrund des offensichtlichen Widerspruchs zur tatsächli-
chen Nutzung raumordnungsfachlich nicht zweckmäßig. Die Widmung Grünland-Sportanlage 
bildet die bestehende Funktion der Fläche als generationenübergreifender Treffpunkt für Spiel, 
Bewegung und Freizeitgestaltung im Freien am zutreffendsten ab. Gleichzeitig ist zu berück-
sichtigen, dass mit dieser Widmung grundsätzlich auch intensivere sportliche Nutzungen so-
wie bauliche Nebenanlagen wie Kabinen oder Sanitäranlagen verbunden sein könnten. Da 
eine derartige Entwicklung am Standort weder beabsichtigt noch raumordnungsfachlich er-
wünscht ist, wird die zulässige Nutzung entsprechend eingeschränkt. Sportwettkämpfe sowie 
Nutzungen mit vereins- oder wettkampfsportlichem Charakter sollen ausgeschlossen werden. 
Damit wird klargestellt, dass auch keine darauf bezogenen baulichen Einrichtungen erforder-
lich oder zulässig sein sollen. 

Die geplante Widmung dient somit ausschließlich der Sicherung einer bestehenden, extensi-
ven Freizeitnutzung. Eine „stadionähnliche“ oder intensivere sportliche Nutzung wird durch die 
gewählte Festlegung ausdrücklich vermieden. Auch die Größe der Fläche von rund 3.200 m² 
spricht gegen eine Eignung für wettkampforientierte Sportnutzungen. 

 

Besondere Bedeutung kommt der Lage im Uferbereich der Großen Krems zu. Die im Örtlichen 
Entwicklungskonzept dargestellten Tabuzonen für Bebauung zielen insbesondere darauf ab, 
ungeeignete bauliche Entwicklungen zu vermeiden und sensible Abschnitte von intensiven 
Nutzungen freizuhalten. Die geplante Widmung steht diesem Ziel nicht entgegen, sondern un-
terstützt es: Die Fläche bleibt auch künftig frei von klassischer Bebauung. Im Nahbereich des 
Kremsflusses wird darüber hinaus eine Grünland-Freihaltefläche-Retention vorgesehen, 
wodurch ein Abschnitt entlang des Hochwasserdammes dauerhaft freigehalten wird. Diese 
Festlegung dient unter anderem der Sicherung der Zugänglichkeit sowie der laufenden In-
standhaltung des Hochwasserschutzes. 

Aus der bestehenden Nutzung ergibt sich auch die Festlegung einer privaten Verkehrsfläche. 
Diese bildet die Verlängerung der öffentlichen Zufahrt und dient ausschließlich der internen 
Erschließung der Freizeitanlage. Die Fläche bleibt unbefestigt und führt daher zu keiner zu-
sätzlichen Versiegelung. 

Die geplante Widmungsabgrenzung wurde zudem im Hinblick auf wasserwirtschaftliche Be-
lange geprüft. In der Stellungnahme der WA 3 vom 7. Mai 2026 wird festgehalten, dass die 
Abgrenzung entlang des Hochwasserdammes erfolgt und die geplanten Widmungen und Nut-
zungen demnach als hochwasserfrei betrachtet werden. 

Im Norden der Fläche wird durch die Festlegung eines Grünland-Grüngürtels eine räumliche 
Puffer- und Abstandszone zum benachbarten Wohngebiet sowie zu den angrenzenden Haus-
gärten geschaffen. Damit werden mögliche Nutzungskonflikte reduziert und die Verträglichkeit 
mit der bestehenden Wohnnutzung verbessert. In einem kleinräumigen Teilbereich kann die 
Grüngürtelfestlegung aufgrund bereits erfolgter baulicher Maßnahmen auf privatem Grund 
nicht umgesetzt werden; dort bleibt die bestehende Widmung unverändert. 
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Die Maßnahme ist auch aus siedlungs- und umweltfachlicher Sicht vertretbar. Die Fläche ist 
bereits erschlossen, weist keine geogenen Gefährdungen auf und ist augenscheinlich nicht 
feucht. Die Lage und teilweise Beschattung begünstigen die bestehende Freizeitnutzung. We-
der die siedlungsräumliche Entwicklung der Gemeinde noch jene einer Nachbargemeinde wird 
beeinträchtigt. Agrarische Produktionsflächen werden faktisch nicht in Anspruch genommen, 
da eine landwirtschaftliche Nutzung seit Langem nicht mehr besteht. Auch der freie Land-
schaftsraum und wesentliche Landschaftsfunktionen werden durch die Widmungsanpassung 
nicht berührt. 

Laut Regionalem Raumordnungsprogramm für den Raum Krems liegt die Fläche weder inner-
halb eines erhaltenswerten Landschaftsteiles noch innerhalb einer Uferzone. Die Widmungs-
maßnahme steht daher auch den regionalplanerischen Festlegungen nicht entgegen. 

 

Abbildung 60: Ausschnitt aus dem planlichen Teil zum Regionalen 

Raumordnungsprogramm Raum Krems, Obermeisling 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Insgesamt überwiegt das öffentliche Interesse an einer rechtssicheren, funktionsgerechten 
und zugleich nutzungsbeschränkten Widmung der bestehenden Freizeitfläche gegenüber der 
Beibehaltung einer nicht mehr zutreffenden land- und forstwirtschaftlichen Widmung. Die Maß-
nahme ist als geringfügige Anpassung an den Bestand zu beurteilen, da keine neue Nutzung 
begründet, keine zusätzliche Rauminanspruchnahme ausgelöst und keine intensivere bauli-
che Entwicklung ermöglicht wird. Vielmehr werden die Zielsetzungen des Örtlichen Entwick-
lungskonzeptes, insbesondere die Freihaltung sensibler Uferbereiche von Bebauung, durch 
die geplante Widmung präzisiert und abgesichert. 

Die Raum- und Umweltverträglichkeit der Maßnahme ist somit gegeben. 
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Artenschutz 

Bei den Flächen handelt es sich um einen Sport- und Spielplatz mit bereits vorhandener 
unversiegelter Zufahrt. Es besteht keine Überschneidung mit Natura 2000 Schutzgebieten 
oder einem Landschaftsschutzgebiet. Es wird durch die Widmungsanpassung von keinen 
erheblichen Änderungen des IST-Zustandes ausgegangen, außerdem wird durch die 
Widmung Grünland-Grüngürtel der Weidenbestand entlang der Flächen gesichert. Es wird von 
keinen erheblichen Auswirkungen auf Natur und Artenschutz ausgegangen. 

Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten. 

 

Änderungsanlass 

Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 

Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes 

Z 6 … wenn dies zur Vermeidung von erkennbaren Fehlentwicklungen oder 
Entwicklungsdefiziten dient: der Wegfall, die Instandhaltung und Erneuerung des Treffpunktes 
mit ortsverträglichen Spiel- und Sportgeräte aufgrund eines Widmungswiderspruches würde 
die Wohnqualität der Ortschaft Obermeisling extrem schwächen 

 

Zusammenfassung 

Die geplante Widmung geht einher mit den umgebenden Nutzungen im Kleinraum von Ober-
meisling. Sie entspricht insbesondere auch den Grundsätzen und Festlegungen des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes und der Stammverordnung. Die Widmung liegt im besonderen öffent-
lichen Interesse der Gemeinde.  

Durch die Widmungsänderung kommt es zu KEINER Erhöhung der Baulandreserven. 

Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 

 

Kriterien § 25a 

• die Baulandeignung und die Baulandreserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfüg-

barkeit der neuen Baulandflächen aktuell dokumentiert sind 

• kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen und aktuellen raumordnungsrechtli-

chen Vorgaben besteht 

• sich die Widmungsfläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen be-

findet, wobei auch der Artenschutz zu berücksichtigen ist 

• die Widmungsfläche nicht das Ausmaß von zukünftig 1ha Wohnbauland und 2ha Be-

triebsgebiet übersteigt 
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5. Flächenbilanz nach geplanter Änderung 
 

Unter Berücksichtigung der beschriebenen Änderung ergeben sich Änderungen in den Zahlen 
zur Flächenbilanz gem. § 13 Abs. 5 NÖ ROG 2014. In Summe erhöht sich die als Bauland 
ausgewiesene Fläche nur geringfügig im Bereich des Wohnbaulandes. 

 

 

Art der Ermittlung: digital 
(A): Aufschließungszone gem. § 16 Abs. 4           (B): befristetes Bauland gem. § 17 Abs. 1 
(C): Vertragsbauland gem. § 17 Abs. 2                 (D): unbebaut/gesamt*100 
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6. Folgekosten druch die geplanten Widmungsmaßnahmen 
 

Durch die geplanten Widmungsmaßnahmen entstehen der Gemeinde keine Kosten für infra-
strukturelle Maßnahmen. 

 

 

 

 

 

 

Gföhl, 08.06.2026 

 

 

 

 

 

Für den Gemeinderat Kommunaldialog Raumplanung GmbH 

der Stadtgemeinde Gföhl Ingenieurbüro für Raumplanung & Raumordnung 

 Fn 416995d, LG St. Pölten 

Bgm. Bmstr.Ing. Franz Holzer Dipl. Ing. Margit Aufhauser-Pinz 

 Michael Stegmaier, M.Sc. 

A-3542 Gföhl, Hauptplatz3 A-3130 Herzogenburg, Riefthalgasse 12 

(für die ErstellerIn) (für die fachliche Ausarbeitung) 
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7. Anlage 
 

Formulare zur Bestätigung der Voraussetzungen gem. § 25a Abs. 1 NÖ ROG 2014 

 

Stellungnahmen zu Planungskonsultationen 

 Amt der NÖ Landesregierung Abteilung Wasserbau zu ÄP 11 

 Wildbach- und Lawinenverbauung-forsttechnischer Dienst zu ÄP 6 und ÄP 8 

 

Geb-Datenblätter 

 

Ausschnitt Flächenwidmungsplan-Entwurf 

Ausschnitt zum Plan Darstellung der Änderungen 
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